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I

(Viröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EWG) Nr. 3391/91 DES RATES
vom 19. November 1991

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1799/87 über die Sonderregelung zur
Einfuhr von Mais und Sorghum nach Spanien für den Zeitraum 1987-1990

2. Der erste Erwägungsgrund erhält folgende Fassung :
„Im Rahmen der mit den Beschlüssen 87/224/EWG (2)
und 91 /30/EWG (*) genehmigten Abkommen
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
und den Vereinigten Staaten von Amerika betreffend
den Abschluß der Verhandlungen gemäß Artikel
XXIV.6 des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom­
mens (GATT) hat sich die Gemeinschaft verpflichtet,
für die Jahre 1987-1991 für die Einfuhr nach Spanien
ein Jahreskontingent von 2 Millionen Tonnen Mais
und 0,3 Millionen Tonnen Sorghum zu eröffnen, von
dem die Mengen bestimmter Substitutionserzeugnisse
für Getreide abgezogen werden, die im selben Jahr
direkt oder indirekt nach Spanien eingeführt werden.
Die eingeführten Mais- und Sorghummengen müssen
in Spanien verwendet oder verarbeitet werden .

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 43,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments (2),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Der Rat hat mit dem Beschluß 91 /30/EWG (3) einen
Briefwechsel zur Ergänzung des am 30. Januar 1987
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und
den Vereinigten Staaten von Amerika geschlossenen
Abkommens gemäß Artikel XXIV.6 des GATT gebilligt
und insbesondere die Verlängerung seiner Gültigkeits­
dauer für das Jahr 1991 vorgesehen. Es empfiehlt sich
deshalb, auch die Gültigkeitsdauer der Verordnung
(EWG) Nr. 1799/87 (4) zu verlängern .

Die Verlängerung der Verordnung (EWG) Nr. 1799/87
bringt es mit sich, daß die tatsächlichen Einfuhren für ein
bestimmtes Jahr spätestens Ende Februar des darauffol­
genden Jahres durchgeführt sein müssen. Die Erfahrung
hat gezeigt, daß sich technische Schwierigkeiten ergeben
können, die die genaue Einhaltung dieser Frist
erschweren . Diesem Umstand muß Rechnung getragen
werden.

Die Verordnung (EWG) Nr. 1799/87 ist somit entspre­
chend zu ändern —

(2) ABl. Nr. L 98 vom 10 . 4. 1987, S. 1 .
f2*) ABl . Nr. L 17 vom 23. 1 . 1991 , S. 17."

3. Artikel 1 erhält folgende Fassung :
„Artikel 1

Während eines Zeitraums von fünf Jahren ab dem
Jahr 1987 erfolgt die Einfuhr einer jährlichen Höchst­
menge von 2 Millionen Tonnen Mais und 0,3
Millionen Tonnen Sorghum aus dritten Ländern zur
Abfertigung zum freien Verkehr in Spanien zu den
Bedingungen der nachstehenden Artikel."

4. Artikel 6 erhält folgende Fassung :
„Artikel 6
Die in Artikel 2 genannten Einfuhren für ein
bestimmtes Jahr müssen spätestens Ende Februar des
darauffolgenden Jahres durchgeführt worden sein. Bei
Auftreten technischer Schwierigkeiten, die von der
Kommission ordnungsgemäß festgestellt worden sind,
kann ein Einfuhrzeitraum über Ende Februar hinaus
nach dem Verfahren des Artikels 26 der Verordnung
(EWG) Nr. 2727/75 festgesetzt werden."

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.

Sie gilt mit Wirkung vom 1 . Januar 1991 .

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 1 799/87 wird wie folgt geän­
dert :

1 . Im Titel wird „für den Zeitraum 1987-1990" ersetzt
durch .für den Zeitraum 1987-1991 ".

(') ABl . Nr. C 143 vom 1 . 6. 1991 , S. 10 .
(2) Stellungnahme vom 25. Oktober 1991 (noch nicht im Amts­
blatt veröffentlicht).

(3) ABl. Nr. L 17 vom 23 . 1 . 1991 , S. 17 .
(4) ABl. Nr. L 170 vom 30. 6 . 1987, S. 1 .
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat

Geschehen zu Brüssel am 19 . November 1991 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. BUKMAN
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3392/91 DES RATES
vom 19. November 1991

zur Eröffnung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für
chemisch reine Fructose mit Ursprung in Drittländern, mit denen die Gemein­

schaft keine präferentiellen Handelsabkommen geschlossen hat (1992)

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 113,

auf Vorschlag der Kommission,

Tonnen. Es empfiehlt sich also, für das Jahr 1992 ein
Gemeinschaftszollkontingent — unter Aussetzung des
beweglichen Teilbetrags — für eine Menge von 4 504
Tonnen zu eröffnen.

Es ist vor allem sicherzustellen, daß alle Importeure der
Gemeinschaft gleichen, kontinuierlichen Zugang zu
diesem Kontingent haben und daß der vorgesehene
Kontingentszollsatz fortlaufend auf sämtliche Einfuhren
der betreffenden Ware in allen Mitgliedstaaten bis zur
Ausschöpfung des Kontingents angewandt wird. Es
empfiehlt sich, keine Aufteilung auf die Mitgliedstaaten
vorzusehen ; diese sollten jedoch unter den Vorausset­
zungen und nach dem Verfahren des Artikels 3 die ihrem
Bedarf entsprechenden Mengen aus dem Kontingent
ziehen können.

Da das Königreich Belgien, das Königreich der Nieder­
lande und das Großherzogtum Luxemburg sich zu der
Wirtschaftsunion Benelux zusammengeschlossen haben
und durch diese vertreten werden, kann jede Maßnahme
im Zusammenhang mit der Verwaltung der von ihr getä­
tigten Ziehungen durch eines ihrer Mitglieder vorge­
nommen werden —

in Erwägung nachstehender Gründe :

Artikel 7a der Verordnung (EWG) Nr. 3033/80 des Rates
vom 11 . November 1980 zur Festlegung der Handelsrege­
lung für bestimmte aus landwirtschaftlichen Erzeugnissen
hergestellte Waren ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 1436/90 (2), sieht vor, daß der ab 1 . Juli
1990 geltende bewegliche Teilbetrag für Einfuhren von
Waren des KN-Codes 1702 50 00 mit Ursprung in Dritt­
ländern, mit denen die Gemeinschaft keinen präferen­
tiellen Handelsvertrag geschlossen hat, der in Artikel 16
Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 305/91 (4),
festgesetzten Abschöpfung für Einfuhren von Waren der
KN-Codes 1702 30 10, 1702 40 10, 1702 60 10 und
1 702 90 30 entspricht.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

In der derzeitigen Lage in der Uruguay-Runde sollten die
Einfuhrmöglichkeiten auf dem Markt der Gemeinschaft
für chemisch reine Fructose mit Ursprung in Drittlän­
dern, mit denen die Gemeinschaft kein präferentielles
Handelsabkommen geschlossen hat, aufrechterhalten
bleiben. Dieser Tendenz wird entsprochen, wenn die
Zugangsmöglichkeiten zum Gemeinschaftsmarkt der
einzelnen landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnisse
mit Ursprung in den genannten Drittländern 1992 nicht
unter dem Durchschnitt der Jahre 1987 und 1988 liegen.
1987 und 1988 betrug der Durchschnitt der Einfuhren
von chemisch reiner Fructose aus diesen Ländern 4 504

Artikel 1

Vom 1 . Januar bis zum 31 . Dezember 1992 wird der
beweglich Teilbetrag für Einfuhren der nachstehend
genannten Ware in die Gemeinschaft, die ihren Ursprung
in Drittländern hat, mit denen die Gemeinschaft kein
präferentielles Handelsabkommen geschlossen hat, im
Rahmen des angegebenen Gemeinschaftszollkontingents
vollständig ausgesetzt :

Laufende
Nummer KN-Code Warenbezeichnung

Kontingents­
menge

(in Tonnen)

Kontingents­
zollsatz
(in %)

09 0091 1702 50 00 Chemisch reine Fructose 4 504 20

(') ABl . Nr. L 323 vom 29. 11 . 1980, S. 1
(2) ABl . Nr. L 138 vom 31 . 5. 1990, S. 9 .
(J) ABl . Nr. L 177 vom 1 . 7. 1981 , S. 4.
0 ABl . Nr. L 37 vom 9. 2. 1991 , S. 1 .
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Artikel 2

Das Zollkontingent nach Artikel 1 wird von der
Kommission verwaltet, die alle zur wirksamen Verwaltung
erforderlichen Maßnahmen treffen kann.

Artikel 3

Legt ein Importeur in einem Mitgliedstaat eine Anmel­
dung zur Abfertigung zum zollrechtlich freien Verkehr
vor, die einen Antrag auf Gewährung der Zollbegünsti­
gung für die in dieser Verordnung genannte Ware enthält,
und nehmen die Zollbehörden diese Anmeldung an, so
nimmt der betreffende Mitgliedstaat durch Meldung an
die Kommission die Ziehung einer diesem Bedarf
entsprechenden Menge auf die Kontingentsmenge vor.

Die Anträge auf Ziehung sind der Kommission
zusammen mit der Angabe, wann den Anmeldungen
stattgegeben wurde, unverzüglich zu übermitteln.

Die Kommission gewährt die Ziehungen entsprechend
der zeitlichen Reihenfolge, in der die Zollbehörden des

betreffenden Mitgliedstaats den Anmeldungen auf Abfer­
tigung zum zollrechtlich freien Verkehr stattgegeben
haben, soweit der Restbetrag ausreicht.
Nutzt ein Mitgliedstaat die gezogenen Mengen nicht aus,
so hat er sie sobald wie möglich auf die Kontingents­
menge zurückzuübertragen.
Sind die beantragten Mengen höher als der verfügbare
Restbetrag der Kontingentsmenge, so erfolgt die Zutei­
lung anteilig im Verhältnis der Anträge. Die Mitglied­
staaten werden von der Kommission über die Ziehungen
unterrichtet.

Artikel 4

Jeder Mitgliedstaat garantiert den Importeuren der betref­
fenden Ware gleichen und kontinuierlichen Zugang zu
dem Kontingent, soweit der Rest der Kontingentsmenge
ausreicht.

Artikel 5

Diese Verordnung tritt am 1 . Januar 1992 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Brüssel am 19 . November 1991 .

Im Namen des Rates

Der Präsident

P. BUKMAN
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3393/91 DER KOMMISSION
vom 21 . November 1991

zur Festsetzung der auf Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen
oder Roggen anwendbaren Einfuhrabschöpfungen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 3577/90 (2), insbesondere auf Artikel 13
Absatz 5,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1676/85 des Rates
vom 11 . Juni 1985 über den Wert der Rechnungseinheit
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzu­
wendenden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2205/90 (4), insbesondere auf
Artikel 3,

nach Stellungnahme des Währungsausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die bei der Einfuhr von Getreide, Mehlen von Weizen
und Roggen, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen zu
erhebenden Abschöpfungen sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2661 /91 der Kommission (*) und die später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt
worden.

Um ein normales Funktionieren der Abschöpfungsrege­
lung zu ermöglichen, ist bei der Berechnung der
Abschöpfungen zugrunde zu legen :
— für Währungen, die untereinander zu jedem Zeit­
punkt innerhalb einer maximalen Abweichung in
Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden, ein Umrech­

nungssatz, der sich auf den Leitkurs dieser
Währungen stützt, multipliziert mit dem Berichti­
gungskoeffizienten gemäß Artikel 3 Absatz 1 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1676/85,

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungskurs,
der sich auf den Durchschnitt der im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften, Reihe C, in einem
bestimmten Zeitraum veröffentlichten Ecu-Umrech­
nungskurse stützt und auf den der im voraufgehenden
Gedankenstrich genannte Koeffizient angewandt wird.

Diese Wechselkurse sind die am 20. November 1991 fest­
gestellten Kurse.

Der vorgenannte Berichtigungsfaktor bezieht sich auf alle
Berechnungselemente der Abschöpfung, einschließlich
der Äquivalenzkoeffizienten.
Die Anwendung der in der Verordnung (EWG) Nr.
2661 /91 enthaltenen Bestimmungen auf die heutigen
Angebotspreise und Notierungen, von denen die
Kommission Kenntnis hat, führt zu einer Änderung der
gegenwärtig gültigen Abschöpfungen, wie im Anhang zu
dieser Verordnung angegeben —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 1 Buchstaben a), b) und
c) der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 genannten Erzeug­
nisse zu erhebenden Abschöpfungen werden im Anhang
festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 22. November 1991 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 21 . November 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
(2) ABl . Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 23 ,
O ABl. Nr. L 164 vom 24. 6. 1985, S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 201 vom 31 . 7. 1990, S. 9 .
O ABl . Nr. L 250 vom 7. 9 . 1991 , S. 1 .
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 21 . November 1991 zur Festsetzung der auf Getreide,
Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen anwendbaren

Einfuhrabschöpfungen

(ECU/Tonne)

KN-Code Abschöpfungsbetrag

0709 90 60 129,91 00
0712 90 19 129,91 00
1001 10 10 179,99 00
1001 10 90 179,99 00
1001 90 91 156,74
1001 90 99 156,74
1002 00 00 162,35 0
1003 00 10 141,02
1003 00 90 141,02
1004 00 10 130,05
1004 00 90 130,05
1005 10 90 129,91 00
1005 90 00 129,91 0 O
1007 00 90 138,84 (4)
1008 10 00 65,81
1008 20 00 1 28,08 O
1008 30 00 80,120
1008 90 10 0
1008 90 90 80,12
1101 00 00 232,44 O
110210 00 240,29 O
1103 11 10 292,24 0
1103 1190 250,36 0

(') Für Hartweizen mit Ursprung in Marokko, der unmittelbar von diesem Land in die Gemeinschaft befördert wird,
wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je Tonne verringert.

(2) Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 715/90 werden keine Abschöpfungen unmittelbar bei der Einfuhr von
Erzeugnissen mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean oder in
den überseeischen Ländern und Gebieten in die französischen überseeischen Departements erhoben.

(J) Für Mais mit Ursprung in den AKP-Staaten oder den ÜLG wird die Abschöpfung bei der Einfuhr in die
Gemeinschaft um 1,81 ECU je Tonne verringert.

(4) Für Hirse und Sorghum mit Ursprung in den AKP-Staaten oder den ÜLG wird die Abschöpfung bei der Einfuhr
in die Gemeinschaft gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 71 S/90 erhoben.

fl Für Hartweizen und Kanariensaat, die in der Türkei erzeugt und unmittelbar aus diesem Land in die Gemein­
schaft befördert worden sind, wird die Abschöpfung um 0,60 ECU je Tonne verringert.

(®) Die zu erhebende Abschöpfung auf Roggen, der vollständig in der Türkei erzeugt und unmittelbar aus diesem
Land in die Gemeinschaft befördert wurde, wird durch die Verordnungen (EWG) Nr. 1180/77 des Rates (ABl.
Nr. L 142 vom 9. 6. 1977, S. 10) und (EWG) Nr. 2622/71 der Kommission (ABl. Nr. L 271 vom 10. 12. 1971 ,
S. 22) bestimmt.

O Bei der Einfuhr von Erzeugnissen des KN-Codes 1008 90 10 (Triticale) wird die Abschöpfung von Roggen
erhoben.

O Die Abschöpfung wird bei der Einfuhr in Portugal um den in Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
3808/90 genannten Betrag erhöht.
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3394/91 DER KOMMISSION
vom 21 . November 1991

zur Festsetzung der Prämien, die den Einfuhrabschöpfungen für Getreide, Mehl
und Malz hinzugefügt werden

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 3577/90 (2), insbesondere auf Artikel 15
Absatz 6,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1676/85 des Rates
vom 11 . Juni 1985 über den Wert der Rechnungseinheit
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzu­
wendenden Umrechnungskurse (3), zuletzt geändert durch
die Verordnung (EWG) Nr. 2205/90 (4), insbesondere auf
Artikel 3,

nach Stellungnahme des Währungsausschusses,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Prämien, die den Abschöpfungen für Getreide und
Malz hinzugefügt werden, sind durch die Verordnung
(EWG) Nr. 1845/91 der Kommission (*) und die später zu
ihrer Änderung erlassenen Verordnungen festgesetzt
worden.

Um ein normales Funktionieren der Abschöpfungsrege­
lung zu ermöglichen, ist bei der Berechnung der
Abschöpfungen zugrunde zu legen :
— für Währungen, die untereinander zu jedem Zeit­
punkt innerhalb einer maximalen Abweichung in

Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden, ein Umrech­
nungssatz, der sich auf den Leitkurs dieser
Währungen stützt, multipliziert mit dem Berichti­
gungskoeffizienten gemäß Artikel 3 Absatz 1 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1676/85,

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungskurs,
der sich auf den Durchschnitt der im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften, Reihe C, in einem
bestimmten Zeitraum veröffentlichten Ecu-Umrech­
nungskurse stützt und auf den der im voraufgehenden
Gedankenstrich genannte Koeffizient angewandt wird.

Diese Wechselkurse sind die am 20 . November 1991 fest­
gestellten Kurse.
Aufgrund der heutigen cif-Preise und der heutigen cif­
Preise für Terminkäufe werden die zur Zeit geltenden
Prämien, die den Abschöpfungen hinzugefügt werden,
wie im Anhang zu dieser Verordnung angegeben geän­
dert —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Prämien, die den nach Artikel 15 der Verordnung
(EWG) Nr. 2727/75 im voraus festgesetzten Abschöp­
fungen für Einfuhren von Getreide und Malz aus Dritt­
ländern hinzuzufügen sind, sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 22. November 1991 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 21 . November 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 1 .
O ABl . Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 23 .
O ABl . Nr. L 164 vom 24. 6 . 1985, S. 1 .
(4) ABl . Nr. L 201 vom 31 . 7 . 1990, S. 9 .
n ABl . Nr. L 168 vom 29. 6 . 1991 , S. 4.
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 21. November 1991 zur Festsetzung der Prämien, die
den Einfuhrabschöpfungen für Getreide, Mehl und Malz hinzugefügt werden

A. Getreide und Mehl

(ECU/ Tonne)

KN-Code
laufender
Monat

11

1 . Term.

12

2. Term.

1

3 . Term.

2

0709 90 60 0 0 0 0

0712 90 19 0 0 0 0

1001 10 10 0 0 0 0

1001 10 90 0 0 0 0

1001 90 91 0 0 0 0

1001 90 99 0 0 0 0

1002 00 00 0 0 0 0

1003 00 10 0 0 0 0

1003 00 90 0 0 0 0

1004 00 10 0 0 0 0

1004 00 90 0 0 0 0

1005 10 90 0 0 0 0

1005 90 00 0 0 0 0

1007 00 90 0 0 0 0

1008 10 00 0 0 0 0

1008 20 00 0 0 0 0

1008 30 00 0 0 0 0

1008 90 90 0 0 0 0

1101 00 00 0 0 0 0

B. Malz

(ECU/ Tonne)

KN-Code
laufender
Monat

11

1 . Term.

12

2. Term.

1

3 . Term.

2

4. Term.

3

1107 10 11 0 0 0 0 0

1107 10 19 0 0 0 0 0

1107 1091 0 0 0 0 0

1107 10 99 0 0 0 -o 0

1107 20 00 0 0 0 0 0
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3395/91 DER KOMMISSION
vom 21 . November 1991

zur Festsetzung der Mindestabschöpfungen bei der Einfuhr von Olivenöl sowie
der Einfuhrabschöpfungen für andere Erzeugnisse des Olivenölsektors

In Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2751 /78 des
Rates vom 23. November 1978 über die allgemeinen
Durchführungsvorschriften für die Festsetzung der
Einfuhrabschöpfung bei Olivenöl durch Ausschrei­
bung (l3) wird bestimmt, daß der Mindestabschöpfungsbe­
trag des jeweiligen Erzeugnisses aufgrund der Prüfung des
Weltmarktes und des Gemeinschaftsmarktes sowie der
von den Bietern genannten Abschöpfungsbeträge festzu­
setzen ist.

Bei der Erhebung der Abschöpfung sind die Vorschriften
zu berücksichtigen, die in dem Abkommen zwischen der
Gemeinschaft und bestimmten Drittländern aufgeführt
sind. Bei der Festsetzung der Abschöpfung für diese
Drittländer ist die für die Einfuhren aus den anderen
Drittländern zu erhebende Abschöpfung als Berech­
nungsgrundlage zu benutzen.

Die Anwendung der vorgenannten Einzelheiten auf die
am 18. und 19. November 1991 von den Bietern vorge­
legten Abschöpfungsbeträge führt dazu, die Mindestab­
schöpfungen gemäß Anhang I zu dieser Verordnung fest­
zusetzen.

Die bei der Einfuhr von Oliven der KN-Codes
0709 90 39 und 0711 20 90 sowie von Erzeugnissen der
KN-Codes 1522 00 31 , 1522 00 39 und 2306 90 19 zu
erhebende Abschöpfung muß ausgehend von der
Mindestabschöpfung berechnet werden, die auf die in
diesen Erzeugnissen enthaltene Ölmenge anwendbar ist.
Die Abschöpfung für Olivenöl darf jedoch nicht geringer
sein als ein Betrag, der 8 % des Wertes des eingeführten
Erzeugnisses entspricht, wobei dieser Betrag pauschal fest­
gesetzt wird. Die Anwendung dieser Bestimmungen führt
dazu, die Abschöpfungen gemäß Anhang II dieser
Verordnung festzusetzen —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals,

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rates
vom 22. September 1966 über die Errichtung einer
gemeinsamen Marktorganisation für Fette ('), zuletzt geän­
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1720/91 (2), insbe­
sondere auf Artikel 16 Absatz 2,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1514/76 des Rates
vom 24. Juni 1976 über die Einfuhren von Olivenöl aus
Algerien (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 728/91 (4), insbesondere auf Artikel 5,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1521 /76 des Rates
vom 24. Juni 1976 über die Einfuhren von Olivenöl mit
Ursprung in Marokko (*), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 729/91 0, insbesondere auf
Artikel 5,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1 508/76 des Rates
vom 24. Juni 1976 über die Einfuhren von Olivenöl aus
Tunesien Q, zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 413/86 (8), insbesondere auf Artikel 5,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1 180/77 des Rates
vom 17. Mai 1977 über die Einfuhr bestimmter landwirt­
schaftlicher Erzeugnisse mit Ursprung in der Türkei in
die Gemeinschaft (®), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 730/91 (10), insbesondere auf Artikel 10
Absatz 2,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1620/77 des Rates
vom 18 . Juli 1977 über die Einfuhr von Olivenöl aus dem
Libanon ("),

in Erwägung nachstehender Gründe :

In ihrer Verordnung (EWG) Nr. 3131 /78 (12), geändert
durch die Akte über den Beitritt Griechenlands, hat die
Kommission beschlossen, für die Festsetzung der
Abschöpfungen für Olivenöl auf das Ausschreibungsver­
fahren zurückzugreifen.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Mindestabschöpfungen bei der Einfuhr von Olivenöl
werden in Anhang I festgesetzt.

Artikel 2

Die auf die Einfuhr der anderen Erzeugnisse des Oliven­
ölsektors anwendbaren Abschöpfungen werden in
Anhang II festgesetzt.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am 22. November 1991 in Kraft.

(') ABl. Nr. 172 vom 30. 9 . 1966, S. 3025/66.
Ö ABl. Nr. L 162 vom 26. 6. 1991 , S. 27.
O ABl. Nr. L 169 vom 28 . 6. 1976, S. 24.
(4) ABl . Nr. L 80 vom 27. 3 . 1991 , S. 1 .
O ABl. Nr. L 169 vom 28. 6. 1976, S. 43.
(°) ABl. Nr. L 80 vom 27. 3 . 1991 , S. 2.
f) ABl. Nr. L 169 vom 28. 6. 1976, S. 9 .
(•) ABl. Nr. L 48 vom 26. 2. 1986, S. 1 .
O ABl. Nr. L 142 vom 9. 6. 1977, S. 10 .
H ABl. Nr. L 80 vom 27. 3 . 1991 , S. 3 .
(") ABl. Nr. L 181 vom 21 . 7. 1977, S. 4.
M ABl. Nr. L 370 vom 30. 12. 1978 , S. 60. C 3) ABl . Nr. L 331 vom 28. 11 . 1978, S. 6.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 21 . November 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Mindestabschöpfungen bei der Einfuhr von Olivenöl

(ECU/ 100 kg)

KN-Code Drittländer

1509 10 10 63,00 (')
1509 10 90 63,00 (')
1509 90 00 74,00 (2)
1510 00 10 77,00 (')
1510 00 90 1 22,00 (3)

(') Für die Einfuhr von vollständig in einem der nachstehend genannten Länder gewonnenem und unmittelbar aus
diesen Ländern in die Gemeinschaft verbrachtem öl dieses KN-Codes wird die Abschöpfung vermindert um :
a) für den Libanon : 0,60 ECU/100 kg ;
b) für Tunesien : 12,69 ECU/100 kg, sofern der Marktbeteiligte den Nachweis erbringt, daß er die von diesem
Land festgesetzte Ausfuhrabgabe erstattet hat, wobei diese Erstattung den Betrag der tatsächlich eingeführten
Abgabe nicht überschreiten darf ;

c) für die Türkei : 22,36 ECU/100 kg, sofern der Marktbeteiligte den Nachweis erbringt, daß er die von diesem
Land festgesetzte Ausfuhrabgabe erstattet hat, wobei diese Erstattung den Betrag der tatsächlich eingeführten
Abgabe nicht überschreiten darf ;

d) für Algerien und Marokko : 24,78 ECU/ 100 kg, sofern der Marktbeteiligte den Nachweis erbringt, daß er die
von diesem Land festgesetzte Ausfuhrabgabe erstattet hat, wobei diese Erstattung den Betrag der tatsächlich
eingeführten Abgabe nicht überschreiten darf.

(*) Für die Einfuhr von öl dieses KN-Codes,
a) vollständig in Algerien, Marokko und in Tunesien gewonnen und unmittelbar aus diesen Ländern in die
Gemeinschaft verbracht, wird die Abschöpfung um 3,86 ECU/ 100 kg vermindert ;

b) vollständig in der Türkei gewonnen und unmittelbar aus diesem Land in die Gemeinschaft verbracht, wird die
Abschöpfung um 3,09 ECU/100 kg vermindert.

(3) Für die Einfuhr von öl dieses KN-Codes,
a) vollständig in Algerien, in Marokko und in Tunesien gewonnen und unmittelbar aus diesen Ländern in die
Gemeinschaft verbracht, wird die Abschöpfung um 7,25 ECU/100 kg vermindert ;

b) vollständig in der Türkei gewonnen und unmittelbar aus diesem Land in die Gemeinschaft verbracht, wird die
Abschöpfung um 5,80 ECU/100 kg vermindert.

ANHANG II

Abschöpfungen bei der Einfuhr der anderen Erzeugnisse des Olivenölsektors

(ECU/ 100 kg)

KN-Code Drittländer

0709 90 39 13,86
0711 20 90 13,86
1522 00 31 31,50
1522 00 39 50,40
2306 90 19 6,16
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3396/91 DER KOMMISSION
vom 21 . November 1991

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 über den Ankauf von Rind­
fleisch durch Ausschreibung

Notierungen die Änderung des Verzeichnisses der
Mitgliedstaaten oder der Gebiete, in welchen der Ankauf
durch Ausschreibung eröffnet ist, zur Folge. Sie erfordert
außerdem die Änderung des Verzeichnisses der Qualitäts­
gruppen, die Gegenstand von Interventionsankäufen sind,
gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Rindfleisch —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Rindfleisch ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 1628/91 (2), insbesondere auf Artikel 6
Absatz 8

in Erwägung nachstehender Gründe :

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1627/89 der Kommission
vom 9. Juni 1989 über den Ankauf von Rindfleisch durch
Ausschreibung (3), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2765/91 (4), wurde in einigen Mitgliedstaaten
oder Gebieten eines Mitgliedstaats der Ankauf mehrerer
Qualitätsgruppen durch Ausschreibung eröffnet.

Die Anwendung von Artikel 6 Absätze 2, 3 und 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 805/68 sowie die Notwendigkeit,
die Intervention auf die Käufe zu beschränken, die für
eine angemessene Marktstützung notwendig sind, hat
unter Berücksichtigung der der Kommission vorliegenden

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Anhänge I und II der Verordnung (EWG) Nr.
1627/89 werden durch die Anhänge I und II der vorlie­
genden Verordnung ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 26. November 1991 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 21 . November 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 148 vom 28 . 6 . 1968, S. 24.
(2) ABl. Nr. L 150 vom 15. 6 . 1991 , S. 16.
(3) ABl. Nr. L 159 vom 10. 6 . 1989, S. 36.
O ABl. Nr. L 265 vom 21 . 9 . 1991 , S. 17.
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ANEXO I — BILAG I — ANHANG I — ΠΑΡΑΡΤΗΜΑ I — ANNEX I — ANNEXE I —
ALLEGATO I — BIJLAGE I — ANEXO ï

Estados miembros o regiones de Estados miembros y grupos de calidades previstos en el
apartado 1 del articulo 1

Medlemsstater eller regioner og kvalitetsgrupper, jf. artikel 1 , stik . 1

Mitgliedstaaten oder Gebiete eines Mitgliedstaats sowie die in Artikel 1 Absatz 1 genannten
Qualitätsgruppen

Κράτη μέλη ή περιοχές κρατών μελών και ομάδες ποιότητος που αναφέρονται στο άρΦρο 1
παράγραφος 1

Member States or regions of a Member State and quality groups referred to in Article 1 ( 1)

États membres ou regions d'États membres et groupes de qualités visés à l'article 1er,
paragraphe 1

Stati membri o regioni di Stati membri e gruppi di qualità di cui all'articolo 1 , paragrafo 1

In artikel 1 , lid 1 bedoelde Lid-Staten of gebieden van een Lid-Staat en kwaliteitsgroepen

Estados-membros ou regiões de Estados-membros e grupos de qualidades referidos no n? 1 do
artigo 1?

Estados miembros o regiones
de Estados miembros

Medlemsstat eller region
Mitgliedstaaten oder Gebiete

eines Mitgiiedstaats
Κράτος μέλος ή περιοχές '

κράτους μέλους

Member States or regions
of a Member State

États membres ou régions
d'États membres

Stati membri o regioni
di Stati membri

Lid-Staat of gebied
van een Lid-Staat

Estados-membros ou regiões
de Estados-membros

Categoría A

Kategori A

Kategorie A

Κατηγορία A

Category A

Catégorie A

Categoría A

Categorie A

Categoría A

Categoría C

Kategori C

Kategorie C

Κατηγορία Γ

Category C

Catégorie C

Categoria C

Categorie C

Categoria C

U R O U R O

Belgique

Denmark

Deutschland

España

France

Italia

Luxembourg
Nederland

X

X

X

X

X

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

x

X x

x
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ANEXO II — BILAG II — ANHANG II — ΠΑΡΑΡΤΗΜΑ II — ANNEX II — ANNEXE II —
ALLEGATO II — BIJLAGE II — ANEXO II

Estados miembros o regiones de Estados miembros y grupos de calidades previstos en el
apartado 2 del artículo 1

Medlemsstater eller regioner og kvalitetsgrupper, jf. artikel 1 , stk. 2

Mitgliedstaaten oder Gebiete eines Mitgliedstaats sowie die in Artikel 1 Absatz 2 genannten
Qualitätsgruppen

Κράτη μέλη ή περιοχές κρατών μελών και ομάδες ποιότητος που αναφέρονται στο άρΦρο 1
παράγραφος 2

Member States or regions of a Member State and quality groups referred to in Article 1 (2)

États membres ou regions d'États membres et groupes de qualités visés à l'article 1er,
paragraphe 2

Stati membri o regioni di Stati membri e gruppi di qualità di cui all'articolo 1 , paragrafo 2

In artikel 1 , lid 2 bedoelde Lid-Staten of gebieden van een Lid-Staat en kwaliteitsgroepen

Estados-membros ou regiões de Estados-membros e grupos de qualidades referidos no n? 2 do
ardera 1 ?

Estados miembros o regiones
de Estados miembros

Medlemsstat eller region
Mitgliedstaaten oder Gebiete

eines Mitgliedstaats
Κράτος μέλος ή περιοχές

κράτους μέλους
Member States or regions

of a Member State

États membres ou régions
d'États membres

Stati membri o regioni
di Stati membri

Lid-Staat of gebied
van een Lid-Staat

Estados-membros ou regiões
de Estados-membros

Categoria A

Kategori A

Kategorie A

Κατηγορία A

Category A

Catégorie A

Categoria A

Categorie A

Categoria A

Categoria C

Kategori C

Kategorie C

Κατηγορία Γ

Category C

Catégorie C

Categoria C

Categorie C

Categoria C

U R u U R O

Denmark
Deutschland
Ireland
Great-Britain
Northern Ireland
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3397/91 DER KOMMISSION
vom 21 . November 1991

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1609/88 hinsichtlich des letzten
Termins für die Einlagerung der gemäß den Verordnungen (EWG) Nr. 3143/85

und (EWG) Nr. 570/88 verkauften Butter

Angesichts der Entwicklung der Butterbestände und der
verfügbaren Mengen sollten die Daten geändert werden,
die in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1609/88 der
Kommission f), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 3176/91 (10), stehen, d.h. die letzten Termine
für die Einlagerung der gemäß den Verordnungen (EWG)
Nr. 3143/85 und (EWG) Nr. 570/88 verkauften Butter.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Milch und Milcherzeugnisse ('), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1630/91 (2), insbeson­
dere auf Artikel 6 Absatz 7,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 985/68 des Rates
vom 15. Juli 1968 zur Festlegung der Grundregeln für die
Interventionen auf dem Markt für Butter und Rahm (3),
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr.
2045/91 (4), insbesondere auf Artikel 7a,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Nach Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3143/85 der
Kommission vom 11 . November 1985 über den Absatz
von Butter zu herabgesetzten Preisen aus Beständen der
Interventionsstellen für den unmittelbaren Verbrauch in
Form von Butterfett (*), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 3060/91 (6), muß die zu verkaufende
Butter vor einem zu bestimmenden Datum eingelagert
worden sein . Dies gilt auch für den Verkauf von Butter
im Rahmen der Verordnung (EWG) Nr. 570/88 der
Kommission vom 16 . Februar 1988 über den Verkauf von
Billigbutter und die Gewährung einer Beihilfe für Rahm,
Butter und Butterfett für die Herstellung von Backwaren,
Speiseeis und anderen Lebensmitteln Q, zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1157/91 (8).

Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1609/88 erhält
folgende Fassung :

„Artikel 1

Die in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
3143/85 genannte Butter muß vor dem 1 . September
1990 eingelagert worden sein.
Die in Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 570/88
genannte Butter muß vor dem 1 . September 1990
eingelagert worden sein."

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel , den 21 . November 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission

(') ABl . Nr. L 148 vom 28 . 6. 1968, S. 13.
O ABl . Nr. L 150 vom 15. 6. 1991 , S. 19 .
(3) ABl . Nr. L 169 vom 18 . 7. 1968, S. 1 .
O ABl . Nr. L 187 vom 13. 7. 1991 , S. 1 .
O ABl. Nr. L 298 vom 12. 11 . 1985, S. 9.
(<) ABl . Nr. L 289 vom 19. 10 . 1991 , S. 23 .
O ABl . Nr. L 55 vom 1 . 3 . 1988, S. 31 .
(8) ABl . Nr. L 112 vom 4. 5. 1991 , S. 57 .

f) ABl. Nr. L 143 vom 10 . 6. 1988 , S. 23 .
H ABl. Nr. L 300 vom 31 . 10 . 1991 , S. 31 .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3398/91 DER KOMMISSION
vom 20. November 1991

über den Verkauf von zur Herstellung von Mischfutter bestimmtem Mager­
milchpulver im Ausschreibungsverfahren und zur Änderung der Verordnung

(EWG) Nr. 569/88

den Beständen der Interventionsstellen Q, zuletzt geän­
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3380/91 (8), findet
Anwendung. Infolgedessen ist ihr Anhang entsprechend
zu ergänzen .

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des Rates
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Marktorganisa­
tion für Milch und Milcherzeugnisse ('), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1630/91 (2), insbeson­
dere auf Artikel 7 Absatz 5 und Artikel 28 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1014/68 des Rates vom
20. Juli 1968 zur Festlegung der Grundregeln für die
öffentliche Lagerhaltung von Magermilchpulver (3), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3577/90 (4),
wurde das Wiederinverkehrbringen von Magermilch­
pulver aus Beständen der Interventionsstellen geregelt.
Aufgrund der Marktlage bei Magermilchpulver, die durch
eine Verringerung der auf dem Markt verfügbaren
Mengen gekennzeichnet ist, bestehen Möglichkeiten für
den Absatz von Magermilchpulver aus öffentlicher Lager­
haltung, insbesondere für die Herstellung von Mischfutter
für Kälber. Um die Versorgung dieses Industriezweigs ,
sicherzustellen, erscheint es daher angebracht, Mager­
milchpulver aus öffentlicher Lagerhaltung zu verkaufen .

Hinsichtlich der vorgeschriebenen Verwendung kann
Bezug genommen werden auf die Verordnung (EWG) Nr.
1725/79 der Kommission vom 26. Juli 1979 über die
Durchführungsbestimmungen zur Gewährung von
Beihilfen für zu Mischfutter verarbeitete Magermilch und
für insbesondere zur Kälberfütterung bestimmtes Mager­
milchpulver Q, zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 3480/90 (<).

Um allen Käufern gleichen Zugang zu gewähren, den
Verkaufspreis entsprechend den Marktbedingungen fest­
setzen und die betreffenden Mengen wirksam kontrol­
lieren zu können, empfiehlt sich die Anwendung eines
Dauerausschreibungsverfahrens.

Die Verordnung (EWG) Nr. 569/88 der Kommission vom
16. Februar 1988 zur Festlegung der gemeinsamen
Durchführungsbestimmungen für die Überwachung der
Verwendung und/oder Bestimmung von Erzeugnissen aus

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Das gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
804/68 angekaufte und bis zu einem noch festzuset­
zenden Zeitpunkt eingelagerte Magermilchpulver wird zu
den in dieser Verordnung vorgesehenen Bedingungen
verkauft.

Artikel 2

Das Magermilchpulver wird nach dem Verfahren der
Dauerausschreibung verkauft, die von jeder Interventions­
stelle durchgeführt wird.

Artikel 3

Ein Bieter kann sich an der Ausschreibung nur beteiligen,
wenn er sich schriftlich verpflichtet,

a) das Magermilchpulver innerhalb von sechzig Tagen
nach Ablauf der Frist für die Einreichung der Ange­
bote im Rahmen der in ARtikel 4 Absatz 3 festge­
legten Einzelausschreibung gemäß Artikel 2 bzw. 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 1725/79 zu denaturieren bzw.
denaturieren zu lassen oder zu Mischfutter zu verar­
beiten bzw. verarbeiten zu lassen ;

b) die gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1725/79
gewährte Beihilfe zu beantragen bzw. beantragen zu
lassen und diese Verordnung einzuhalten bzw. für ihre
Einhaltung zu sorgen.

Artikel 4

( 1 ) Im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften
wird mindestens acht Tage vor Ablauf der ersten für die
Einreichung der Angebote vorgesehenen Frist eine
Dauerausschreibungsbekanntmachung veröffentlicht.

(') ABl. Nr. L 148 vom 28 . 6. 1968 , S. 13 .
(2) ABl . Nr. L 150 vom 15. 6. 1991 , S. 19 .
O ABl . Nr. L 173 vom 22. 7. 1968, S. 4.
(4) ABl . Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 23.
O ABl. Nr. L 199 vom 7. 8 . 1979, S. 1 .
O ABl. Nr. L 336 vom 1 . 12. 1990, S. 68 .

O ABl. Nr. L 55 vom 1 . 3 . 1988, S. 1 .
(8 ABl . Nr. L 319 vom 21 . 11 . 1991 , S. 48 .
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(3) Ein Angebot ist nur gültig, wenn

a) es eine Menge von mindestens 10 Tonnen betrifft. Ist
jedoch die in einem Lagerhaus verfügbare Menge
geringer, so stellt die verfügbare Menge die Mindest­
menge für das Angebot dar ;

b) ihm die in Artikel 3 genannte Verpflichtungserklärung
beigefügt ist ;

c) der Bieter eine Erklärung beifügt, der zufolge er auf
jede Beanstandung der Qualität und der Eigenschaften
des gegebenenfalls zugeschlagenen Magermilchpulvers
verzichtet ;

d) nachgewiesen ist, daß der Bieter vor Ablauf der Frist
für die Einreichung der Angebote die in Artikel 7
Absatz 1 genannte Ausschreibungssicherheit für die
betreffende Einzelausschreibung geleistet hat.

(4) Nach Ablauf der in Artikel 4 Absatz 3 genannten
Frist kann das Angebot nicht mehr zurückgezogen
werden.

Artikel 7

(1 ) Hauptpflichten im Rahmen dieser Verordnung sind
die Aufrechterhaltung des Angebots nach Ablauf der Frist
für die Einreichung der Angebote, die Leistung der Verar­
beitungssicherheit gemäß Artikel 8 Absatz 2 und die
Zahlung des Preises innerhalb der in Artikel 1 1 Absatz 2
genannten Frist ; um sicherzustellen, daß diese erfüllt
werden, ist eine Ausschreibungssicherheit von 30 ECU je
Tonne zu leisten .

(2) Die Ausschreibungssicherheit wird in dem
Mitgliedstaat geleistet, in dem das Angebot eingereicht
wurde.

(2) Die Interventionsstelle führt während der Gültig­
keitsdauer der Dauerausschreibung Einzelausschrei­
bungen durch .

Zu diesem Zweck arbeitet die Interventionsstelle eine
Ausschreibungsbekanntmachung aus, in der insbesondere
die Frist und der Ort für die Einreichung der Angebote
angegeben sind.

Für die in ihrem Besitz befindlichen Magermilchpulver­
mengen gibt die Interventionsstelle ferner folgendes an :
a) Ort der Lagerhäuser, in denen das zum Verkauf
bstimmte Magermilchpulver lagert,

b) die Magermilchpulvermengen, die in den einzelnen
Lagerhäusern zum Verkauf kommen.'

(3) Annahmeschluß für die Einreichung der Angebote
ist jeder zweite und vierte Dienstag des Monats, 12.00
Uhr, ausgenommen der vierte Dienstag im Dezember.
Fällt der Dienstag auf einen Feiertag, so verlängert sich
die Angebotsfrist bis zum ersten darauffolgenden
Arbeitstag, 12.00 Uhr.

Artikel 5

( 1 ) Die Interventionsstelle hält eine Liste mit den in
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a) genannten Angaben
einschließlich der entsprechenden Mengen auf dem
laufenden und stellt sie den Interessenten auf Antrag zur
Verfügung. Außerdem veröffentlicht die Interventions­
stelle regelmäßig und in geeigneter Form, die sie in der
Ausschreibungsbekanntmachung im Sinne von Artikel 4
Absatz 2 angibt, diese Liste nach dem letzten Stand.

(2) Die Interventionsstelle trifft die erforderlichen
Vorkehrungen, um den Interessenten zu ermöglichen, vor
Einreichung des Angebots auf eigene Kosten Proben des
zum Kauf stehenden Magermilchpulvers zu untersuchen.

Artikel 6

(1 ) Die Interessenten beteiligen sich an der Einzelaus­
schreibung entweder durch eingeschriebenen Brief oder
durch Hinterlegung des schriftlichen Angebots bei der
Interventionsstelle gegen Empfangsbestätigung oder
durch jegliche schriftliche Fernmitteilung.

Das Angebot wird bei der Interventionsstelle eingereicht,
in deren Besitz sich das Magermilchpulver befindet.

(2) Das Angebot enthält folgende Angaben :
a) den Namen und die Anschrift des Bieters ;
b) die gewünschte Menge ;
c) den je 100 kg Magermilchpulver gebotenen Preis, ohne
Inlandsabgaben, ab Lagerhaus, ausgedrückt in Ecu ;

d) den Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Denatu­
rierung bzw. die Verarbeitung zu Mischfutter statt­
findet ;

e) gegebenenfalls das Lagerhaus, in dem sich das Mager­
milchpulver befindet, und eventuell ein Ausweichla­
gerhaus.

Artikel 8

( 1 ) Aufgrund der für jede Einzelausschreibung einge­
gangenen Angebote wird nach dem Verfahren des Arti­
kels 30 der Verordnung (EWG) Nr. 804/68 ein Mindest­
verkaufspreis für das Magermilchpulver festgesetzt.

Es kann beschlossen werden, keinem der Angebote statt­
zugeben.

(2) Gleichzeitig mit dem Mindestverkaufspreis wird
nach demselben Verfahren der Betrag der Verarbeitungs­
sicherheit je 100 kg Magermilchpulver festgesetzt.

Mit der Verarbeitungssicherheit wird die Erfüllung der
Hauptpflicht betreffend die Verwendung des Magermilch­
pulvers gemäß Artikel 3 innerhalb der vorgesehenen Frist
sichergestellt.

Artikel 9

( 1 ) Das Angebot wird abgelehnt, wenn der vorgeschla­
gene Preis unter dem Mindestpreis liegt.
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dem Tag, der auf den Ablauf der Frist folgt, für die Lage­
rung des Magermilchpulvers aufkommen.

(3) Das Magermilchpulver wird von der Interventions­
stelle in Verpackungen geliefert, die in deutlich sicht­
baren und lesbaren Buchstaben die Angabe dieser Verord­
nung tragen.

Artikel 12

Die Umrechnung der in Artikel 7 Absatz 1 genannten
Ausschreibungssicherheit, des in Artikel 8 Absatz 1
genannten Mindestpreises und der in Artikel 8 Absatz 2
genannten Verarbeitungssicherheit erfoglt anhand des
landwirtschaftlichen Umrechnungskurses, der am letzten
Tag der Frist für die Einreichung der die Einzelausschrei­
bung betreffenden Angebote gilt.

Artikel 13

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission spätestens
jeden Dienstag die in der Vorwoche ausgelagerten Mager­
milchpulvermengen mit.

Artikel 14

In der Verordnung (EWG) Nr. 569/88 wird im Anhang
Teil II »Erzeugnisse für eine andere Verwendung und/
oder Bestimmung als die unter I angeführten Erzeug­
nisse" folgende Nummer mit der dazugehörigen Fußnote
angefügt :

„41 . Verordnung (EWG) Nr. 3398/91 der Kommis­
sion vom 20. November 1991 über den Verkauf
von zur Herstellung von Mischfutter bestimmtem
Magermilchpulver im Ausschreibungsver­
fahren (41) :
— Feld 104 :

,zur Denaturierung oder Verarbeitung
[Verordnung (EWG) Nr. 3398/91 ]' ;

— Feld 106 :

»Termin für die Denaturierung oder die
Verarbeitung zu Mischfutter.'

(2) Würde die verfügbare Menge bei einem Lagerhaus
überschritten, weil mehrere Angebote zum gleichen Preis
angenommen wurden, so erfolgt die Zuschlagserteilung
durch Aufteilung der verfügbaren Menge im Verhältnis zu
den jeweils in den Angeboten angegebenen Mengen.
Sollte diese Aufteilung jedoch dazu führen, daß die zuge­
schlagene Menge weniger als 5 Tonnen beträgt, so wird
der Zuschlag im Wege der Auslosung erteilt.

(3) Die mit der Ausschreibung verbundenen Rechte
und Pflichten sind nicht übertragbar.

Artikel 10

( 1 ) Jeder Bieter wird von der Interventionsstelle unver­
züglich über das Ergebnis seiner Teilnahme an der
Einzelausschreibung unterrichtet.

(2) Der Zuschlagsempfänger zahlt der Interventions­
stelle vor der Übernahme des Magermilchpulvers inner­
halb der in Artikel 11 Absatz 2 genannten Frist für jede
Menge, die er abruft, den Betrag, der seinem Angebot
entspricht.

(3) Außer im Fall höherer Gewalt verfällt die in Artikel
7 Absatz 1 genannte Ausschreibungssicherheit und wird
der Kaufvertrag für die restlichen Mengen aufgehoben,
wenn der Zuschlagsempfänger die vorgenannte Zahlung
nicht fristgerecht vorgenommen hat.

Artikel 11

( 1 ) Wenn der Betrag gemäß Artikel 10 Absatz 2 gezahlt
und die in Artikel 8 Absatz 2 genmannte Sicherheit gelei­
stet worden ist, stellt die Interventionsstelle einen Uber­
nahmeschein aus, der folgende Angaben enthält :
a) Menge, für die die eingangs genannten Vorausset­
zungen erfüllt sind ;

b) Lagerhaus, in dem diese lagert ;
c) Termin für die Übernahme des Magermilchpulvers ;
d) Termin für die Denaturierung bzw. Verarbeitung zu
Mischfutter.

(2) Der Zuschlagsempfänger übernimmt das ihm zuge­
schlagene Magermilchpulver innerhalb von 30 Tagen
nach Ablauf der Angebotsfrist. Die Übernahme kann in
Teilmengen erfolgen.

Wurde das Magermilchpulver — außer im Fall höherer
Gewalt — nicht in der im ersten Unterabsatz genannten
Frist übernommen, so muß der Zuschlagsempfänger ab

H ABl . Nr. L 320 vom 22. 11 . 1991 , S. 16 ."

Artikel 15

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröf­
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 20. November 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3399/91 DER KOMMISSION
vom 21 . November 1991

zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 137/79 über die Einführung beson­
dere? Methoden zur Zusammenarbeit der Verwaltungen bei der Anwendung der
Gemeinschaftsbehandlung auf Fischereierzeugnisse, die von Schiffen der

Mitgliedstaaten aus gefangen wurden

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals, insbesondere auf die Artikel 27 und 396,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Mit der Verordnung (EWG) Nr. 137/79 der Kommis­
sion ('), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr.
3634/89 (2), wurde eine besondere Methode zur Zusam­
menarbeit der Verwaltungen bei der Anwendung der
Gemeinschaftsbehandlung auf Fischereierzeugnisse einge­
führt, die von Schiffen der Mitgliedstaaten aus gefangen
wurden.

Aufgrund der Verordnung (EWG) Nr. 1911 /91 des
Rates (3) und mit Wirkung vom 1 . Juli 1991 gehören die
Kanarischen Inseln zum Zollgebiet der Gemeinschaft.

Dementsprechend ist die Verordnung (EWG) Nr. 137/79
zu ändern —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

In Artikel 14a der Verordnung (EWG) Nr. 137/79
erhalten die Absätze 1 und 2 folgende Fassung :

„( 1 ) Für die Anwendung der Artikel 1 und 2 gelten
Schiffe, die in Ceuta oder in Melilla auf Dauer in die
Register der örtlich zuständigen Behörden (,registros
de base') eingetragen sind, nicht als Schiffe der

. Mitgliedstaaten.

(2) Die Zollbehörden des Heimathafens oder des
Ausrüstungshafens eines Fischereifahrzeugs, das in
Ceuta oder in Melilla auf Dauer in die Register der
örtlich zuständigen Behörden (»registros de base')
eingetragen ist, können für dieses Schiff kein Heft mit
Vordrucken T2M ausstellen."

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in Kraft.
Sie gilt mit Wirkung vom 1 . Juli 1991 .

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 21 . November 1991

Für die Kommission

Christiane SCRIVENER

Mitglied der Kommission

(') ABl. Nr. L 20 vom 27. 1 . 1979, S. 1 .
O ABl. Nr. L 355 vom 5. 12. 1989, S. 22.
(3) ABl . Nr. L 171 vom 29. 6. 1991 , S. 1 .
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3400/91 DER KOMMISSION
vom 21 . November 1991

zur Einführung einer Ausgleichsabgabe auf die Einfuhr von Äpfeln . mit
Ursprung in Ungarn

Verordnung (EWG) Nr. 381 1 /85 (^ müssen die zu
berücksichtigenden Notierungen auf den repräsentativen
Märkten und unter bestimmten Voraussetzungen auf
anderen Märkten festgestellt werden.

Der hieraus berechnete Einfuhrpreis hat für Äpfel mit
Ursprung in Ungarn an zwei aufeinanderfolgenden
Markttagen um mindestens 0,6 ECU unter dem Referenz­
preis gelegen . Daher muß eine Ausgleichsabgabe für diese
Äpfel erhoben werden .

Um ein normales Funktionieren der Regelung zu
erlauben, ist bei der Berechnung des Einfuhrpreises
zugrunde zu legen :

— für Währungen, die untereinander zu jedem Zeit- .
punkt innerhalb einer maximalen Abweichung in
Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden, ein Umrech­
nungssatz, der sich auf den Leitkurs dieser
Währungen stützt, multipliziert mit dem Berichti­
gungskoeffizienten gemäß Artikel 3 Absatz 1 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1676/85 des
Rates ('f), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2205/90 O.

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungskurs,
der sich auf den Durchschnitt der im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften, Reihe C, in einem
bestimmten Zeitraum veröffentlichten Ecu-Umrech­
nungskurse stützt und auf den der im voraufgehenden
Gedankenstrich genannte Koeffizient angewandt
wird —

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Spaniens und
Portugals,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 des Rates
vom 18. Mai 1972 über eine gemeinsame Marktorganisa­
tion für Obst und Gemüse ('), zuletzt geändert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 1623/91 (2), insbesondere auf
Artikel 27 Absatz 2 zweiter Unterabsatz,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Artikel 25 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72
schreibt vor, daß, wenn der Einfuhrpreis bei der Einfuhr
eines Erzeugnisses aus einem Drittland an zwei aufeinan­
derfolgenden Markttagen um mindestens 0,6 ECU unter
dem Referenzpreis liegt, bei der Einfuhr dieses Erzeug­
nisses aus dem betreffenden Herkunftsland außer in
Ausnahmefällen eine Ausgleichsabgabe erhoben wird. Die
Ausgleichsabgabe muß gleich der Differenz zwischen
dem Referenzpreis und dem arithmetischen Mittel der
beiden letzten, für das betreffende Herkunftsland verfüg­
baren Einfuhrpreise sein.

In der Verordnung (EWG) Nr. 1875/91 der Kommission
vom 28. Juni 1991 zur Festsetzung der Referenzpreise für
Äpfel für das Wirtschaftsjahr 1991 /92 (3) wurde der Refe­
renzpreis für diese Erzeugnisse der Güteklasse I für den
Monat November 1991 auf 44,61 ECU je 100 kg Eigenge­
wicht festgesetzt.

Der Einfuhrpreis für ein bestimmtes Herkunftsland ist
gleich der niedrigsten repräsentativen Notierung oder
dem Mittel der niedrigsten repräsentativen Notierungen
für mindestens 30 v. H. der auf allen repräsentativen
Märkten, für welche Notierungen vorliegen, vermarkteten
Mengen aus dem betreffenden Herkunftsland, wobei diese
Notierung oder Notierungen um die in Artikel 24 Absatz
3 der Verordnung (EWG) Nr. 1035/72 genannten Zölle
und Abgaben verringert werden. Der Begriff repräsenta­
tive Notierung ist in Artikel 24 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 1035/72 festgelegt.

Nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
2118/74 der Kommission (4), zuletzt geändert durch die

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Auf Einfuhren von Äpfeln (KN-Codes 0808 10 91 ,
0808 10 93 und 0808 10 99) mit Ursprung in Ungarn wird
eine Ausgleichsabgabe in Höhe von 8,02 ECU je 100 kg
Eigengewicht angewandt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 23. November 1991 in Kraft.
(') ABl. Nr. L 118 vom 20. 5. 1972, S. 1 .
O ABl. Nr. L 150 vom 15. 6. 1991 , S. 8 .
(3) ABl. Nr. L 168 vom 29. 6. 1991 , S. 70.

O ABl. Nr. L 368 vom 31 . 12. 1985, S. 1 .
(«) ABl. Nr. L 164 vom 24. 6. 1985, S. 1 .
O ABl. Nr. L 201 vom 31 . 7. 1990, S. 9 .O ABl. Nr. L 220 vom 10. 8 . 1974, S. 20.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 21 . November 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EWG) Nr. 3401/91 DER KOMMISSION
vom 21 . November 1991

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide, Mehle, Grobgrieß und
Feingrieß von Weizen oder Roggen

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 des Rates
vom 29. Oktober 1975 über die gemeinsame Marktorgani­
sation für Getreide ('), zuletzt geändert durch die Verord­
nung (EWG) Nr. 3577/90 (2), insbesondere auf Artikel 16
Absatz 2 vierter Unterabsatz,

nach Stellungnahme des Währungsausschusses,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Artikel 16 der Verordnung (EWG) Nr. 2727/75 bestimmt,
daß der Unterschied zwischen den Notierungen oder den
Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1 derselben
Verordnung genannten Erzeugnisse und den Preisen für
diese Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine Erstat­
tung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden kann.
Da nach einigen Bestimmungen 750 000 Tonnen Weich­
weizen ausgeführt werden könnten, sollte das Verfahren
nach Artikel 9 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr.
891 /89 (3), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 675/91 (4), angewandt werden . Bei der Festsetzung der
Erstattungen ist dem Rechnung zu tragen .
Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2746/75 des
Rates vom 29. Oktober 1975 über die Grundregeln für die
Gewährung von Erstattungen bei der Ausfuhr von
Getreide und über die Kriterien für die Festsetzung des
Erstattungsbetrags (*) müssen die Erstattungen unter
Berücksichtigung der Lage und der voraussichtlichen
Entwicklung der Verfügbarkeit des Getreides und seines
Preises in der Gemeinschaft einerseits und der Preise für
Getreide und Getreideerzeugnisse auf dem Weltmarkt
andererseits festgesetzt werden. Nach dem gleichen
Artikel ist außerdem auf den Getreidemärkten eine ausge­
glichene Lage und eine natürliche Entwicklung
hinsichtlich der Preise und der Handelsströme zu gewähr­
leisten. Ferner sind der wirtschaftliche Aspekt der
Ausfuhren und die Notwendigkeit zu berücksichtigen,
Störungen auf dem Markt der Gemeinschaft zu
vermeiden .

Artikel 3 der Verordnung (EWG) Nr. 2746/75 enthält
besonderen Kriterien, die bei der Berechnung der Erstat­
tungen für Getreide zu berücksichtigen sind.
Für Mehle, Grobgrieß und Feingrieß aus Weizen und
Roggen sind diese besonderen Kriterien in Artikel 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 2746/75 definiert. Außerdem
muß die auf diese Erzeugnisse anwendbare Erstattung
unter Berücksichtigung der zur Herstellung der betref­

fenden Erzeugnisse notwendigen Getreidemenge
berechnet werden . Diese Mengen sind in der Verordnung
Nr. 162/67/EWG der Kommission (6), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 2849/91 Q, festgesetzt
worden.

Die Lage auf dem Weltmarkt oder die besonderen Erfor­
dernisse bestimmter Märkte können die Unterteilung der
Erstattung für gewisse Erzeugnisse gemäß ihrer Bestim­
mung notwendig machen.
Die Erstattung muß mindestens einmal monatlich festge­
setzt werden ; sie kann innerhalb dieses Zeitraums abge­
ändert werden .

Um ein normales Funktionieren der Erstattungsregelung
zu erlauben, ist bei der Berechnung der Erstattungen
zugrunde zu legen :
— für Währungen, die untereinander zu jedem Zeit­
punkt innerhalb einer maximalen Abweichung in
Höhe von 2,25 v. H. gehalten werden, ein Umrech­
nungssatz, der sich auf den Leitkurs dieser
Währungen stützt, multipliziert mit dem Berichti­
gungskoeffizienten gemäß Artikel 3 Absatz 1 letzter
Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 1676/85 des
Rates (8), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2205/90 (9);

— für die übrigen Währungen ein Umrechnungskurs,
der sich auf den Durchschnitt der im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften, Reihe C, in einem
bestimmten Zeitraum veröffentlichten Ecu-Umrech­
nungskurse stützt und auf den der im voraufgehenden
Gedankenstrich genannte Koeffizient angewandt wird.

Die Anwendung dieser Modalitäten auf die gegenwärtige
Lage der Getreidemärkte und insbesondere auf die Notie­
rungen oder Preise dieser Erzeugnisse in der Gemein­
schaft und auf dem Weltmarkt führt zur Festsetzung der
Erstattung in Höhe der im Anhang genannten Beträge.
Der Verwaltungsausschuß für Getreide hat nicht inner­
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Erstattungen bei der Ausfuhr der in Artikel 1
Buchstaben a), b) und c) der Verordnung (EWG)
Nr. 2727/75 genannten Erzeugnisse in unverändertem
Zustand sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 22. November 1991 in Kraft.

(<) ABl. Nr. 128 vom 27. 6. 1967, S. 2574/67.
(') ABl. Nr. L 281 vom 1 . U. 1975, S. 1 .
(2) ABl. Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 23 .
13) ABl. Nr. L 94 vom 7. 4. 1989, S. 13 .
(4) ABl. Nr. L 75 vom 21 . 3 . 1991 , S. 30 .
O ABl. Nr. L 281 vom 1 . 11 . 1975, S. 78 .

P) ABI. Nr. L 272 vom 28 . 9. 1991 , S. 62.
(8) ABl . Nr. L 164 vom 24. 6. 1985, S. 1 .
n ABl. Nr. L 201 vom 31 . 7. 1990, S. 9 .
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 21 . November 1991

Für die Kommission

Ray MAC SHARRY

Mitglied der Kommission



Nr. L 320/24 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 22. 11 . 91

ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 21 . November 1991 zur Festsetzung der Ausfuhr­
erstattungen für Getreide, Mehle, Grobgrieß und Feingrieß von Weizen oder Roggen

(ECU/Tonne)

Erzeugniscode Bestimmung (') Erstattungsbetrag

0709 90 60 000 — —

0712 90 19 000 — —

1001 10 10 000 — —

1001 10 90 000 04 120,00
05 40,00
06 35,00
02 0

1001 90 91 000 — —

1001 90 99 000 04 77,00
05 32,00
09 99,00 (2)
02 20,00

1002 00 00 000 03 31,00
07 85,00
02 30,00

1003 00 10 000 08 80,00
02 0

1003 00 90 000 04 31,00
05 32,00
02 30,00

1004 00 10 000 — —

1004 00 90 000 — —

1005 10 90 000 — —

1005 90 00 000 04 60,00
02 0

1007 00 90 000 — —

1008 20 00 000 — —

1101 00 00 100 01 122,00

1101 00 00 130 01 1 14,00

1101 00 00 150 01 105,00

1101 00 00 170 01 97,00

1101 00 00 180 01 91,00

1101 00 00 190 — —

1101 00 00 900 — —

1102 10 00 600 01 122,00

1102 10 00 900 — —

1103 11 10 100 01 200,00

1103 11 10 200 01 200,00

1103 11 10 500 01 0

1103 11 10 900 01 0

1103 11 90 100 01 122,00

1103 11 90 900 — —
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(') Folgende Bestimmungen sind vorgesehen :
01 alle Drittländer,
02 andere Drittländer,
03 die Schweiz, Österreich und Liechtenstein,
04 die Schweiz, Österreich, Liechtenstein, Ceuta und Melilla,
05 die Sowjetunion,
06 Algerien,
07 Zone II b),
08 die Türkei,
09 Volksrepublik China.

(2) Nach dem Verfahren des Artikels 9 Absatz 4 der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 891 /89 für 750 000 Tonnen
Weichweizen, die für die Volksrepublik China bestimmt sind, festgesetzte Erstattung.

NB : Die Zonen sind diejenigen, die in der Verordnung (EWG) Nr. 1124/77 der Kommission (ABl.
Nr. L 134 vom 28. 5. 1977, S. 53), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 3049/89
(ABl. Nr. L 292 vom 11 . 10 . 1989, S. 10), bestimmt sind.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 31 . Juli 1991
zur Vereinbarkeit eines Zusammenschlusses mit dem Gemeinsamen Markt

(Fall IV/M012 — Varta/Bosch)
Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates

(Nur der deutsche Text ist verbindlich)

(91 /595/EWG)

der neuen Gesellschaft Starterbatterie GmbH durch
die Varta Batterie AG (Varta) und Robert Bosch
GmbH (Bosch), in das die Unternehmen ihren
jeweiligen Geschäftsbereich Starterbatterien
einbringen werden. An dem neuen Unternehmen
wird Varta mit 65 % und Bosch mit 35 % beteiligt
sein.

(2) Das angemeldete Vorhaben ist ein Zusammen­
schluß gemäß Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) und
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89.

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates
vom 21 . Dezember 1989 über die Kontrolle von Unter­
nehmenszusammenschlüssen ('), insbesondere auf Artikel
8 Absatz 2,

im Hinblick auf den Antrag des deutschen Bundeskartell­
amtes vom 18 . März 1991 auf Verweisung des Falles nach
Artikel 9 Absatz 2 der genannten Verordnung,

im Hinblick auf die Entscheidung der Kommission vom
12. April 1991 zur Einleitung des Verfahrens in diesem
Fall,

nachdem den beteiligten Unternehmen Gelegenheit
gegeben wurde, zu den von der Kommission vorge­
brachten Beschwerdepunkten Stellung zu nehmen,

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für die
Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen (2),

in Erwägung nachstehender Gründe :

(3) Varta und Bosch werden die Kontrolle über das
neue Unternehmen gemeinsam ausüben. Die
Vertretung der beiden Muttergesellschaften in der
Geschäftsführung und dem Aufsichtsorgan der
neuen Gesellschaft ist in einem Rahmenvertrag
geregelt. Danach haben beide Vertragsparteien u. a .
das Recht, die Geschäftsführer des Gemeinschafts­
unternehmens zu bestellen . Für bestimmte
Beschlüsse, die in direktem Zusammenhang mit
der Geschäftsführung der neuen Gesellschaft
stehen, ist eine 75 %-Mehrheit erforderlich. Dies
gilt z. B. für die Genehmigung detaillierter Budget­
pläne des Gemeinschaftsunternehmens oder für die
Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer
und Mitglieder der Leitungs- und Aufsichtsorgane
der Tochtergesellschaften des neuen Unterneh­
mens, wodurch beiden Parteien die Einflußnahme
auf das Management der Starterbatterie GmbH
gesichert wird. Zudem sind Varta und Bosch im
Aufsichtsorgan des Gemeinschaftsunternehmens
gleichberechtigt vertreten.

I. DER ZUSAMMENSCHLUSS

Der geplante Zusammenschluß wurde am 25.
Februar 1991 angemeldet. Er betrifft die Gründung

1

(') ABl. Nr. L 395 vom 30. 12. 1989, S. 1 ; berichtigte Fassung :
ABl. Nr. L 257 vom 21 . 9 . 1990, S. 13 .
ABl. Nr. C 302 vom 22. 11 . 1991 . S. 6.
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rien hauptsächlich für den Ersatzausrüstungsmarkt
an, auf dem es in ganz Europa gut eingeführt ist.
Bosch bedient den Erstausrüstungsmarkt im
wesentlichen in Spanien über seine spanische
Tochtergesellschaft FEMSA.

IV. DIE VON DER KOMMISSION IM LAUFE
DES VERFAHRENS GETROFFENEN

ENTSCHEIDUNGEN

1 . Entscheidung zur Einleitung des Verfah­
rens

(9) Nach Prüfung der Anmeldung gelangte die
Kommission zu dem Schluß , daß ernsthafte
Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit des ange­
meldeten Zusammenschlusses mit dem Gemein­
samen Markt bestanden. Sie beschloß daher am 12.
April 1991 , das Verfahren nach Artikel 6 Absatz 1
Buchstabe c) der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89
einzuleiten.

(4) Die neue Gesellschaft wird auf Dauer alle Funk­
tionen einer selbständigen wirtschaftlichen Einheit
wahrnehmen. Die Starterbatterie GmbH wird
Starterbatterien entwickeln, produzieren und
vertreiben . Sie wird von ihren Muttergesellschaften
wirtschaftlich unabhängig sein und ihre Unterneh­
menspolitik eigenverantwortlich gestalten.

(5) Varta und Bosch beabsichtigen, ihr nationales und
Starterbatteriegeschäft einschließlich der produkt­
bezogenen FuE sowie der Produktions- und
Vertriebseinrichtungen auf das Gemeinschafts­
unternehmen zu übertragen und sich aus diesem
Tätigkeitsbereich zurückzuziehen. Bosch wird zwar
einen Teil der im Gemeinschaftsunternehmen
hergestellten Starterbatterien über sein eigenes
Vertriebsnetz für andere Kfz-Teile absetzen, jedoch
nur als Kommissionär auf Weisung und für
Rechnung der Starterbatterie GmbH tätig sein.
Unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten ist es
unwahrscheinlich, daß eines der Unternehmen
wieder als unabhängiger Lieferant auf den Markt
treten wird. Varta wird weiterhin andere Batterie­
produkte (Traktionsbatterien, ortsfeste Batterien)
herstellen, während Bosch wie bisher Kfz-Teile
fertigen wird. Für die Kommission deutet jedoch
nichts darauf hin, daß sich die Gründung des
Gemeinschaftsunternehmens nachteilig auf den
Wettbewerb in den obengenannten Geschäftsbe­
reichen der beiden Unternehmen auswirken wird.
Eine Koordinierung des Wettbewerbsverhaltens der
Unternehmen, die unabhängig bleiben, ist insoweit
nicht zu erwarten.

II . GEMEINSCHAFTSWEITE BEDEUTUNG

(6) Der geplante Zusammenschluß ist von gemein­
schaftsweiter Bedeutung. Der 1989 von den
Parteien weltweit erzielte Umsatz (Varta : 1
Milliarde ECU ; Bosch : 1 5 Milliarden ECU) und
der gemeinschaftsweite Umsatz (Varta : 0,7
Milliarden ECU ; Bosch : 1 1 Milliarden ECU) über­
schreiten die in Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 4064/89 festgesetzten Schwellen. Varta
und Bosch erzielen nicht mehr als zwei Drittel
ihres gemeinschaftsweiten Umsatzes in einem und
demselben Mitgliedstaat.

2. Mitteilung der Beschwerdepunkte

(10) Nach Ermittlungen bei zahlreichen Unternehmen,
die auf den fraglichen Märkten als Wettbewerber
oder Kunden tätig sind, hat die Kommission am
24. Mai 1991 den Parteien ihre Beschwerdepunkte
übersandt, in denen sie Einwände betreffend den
Handelsmarkt für Ersatzbatterien für Kraftfahr­
zeuge in Deutschland und Spanien erhoben hat.

( 11 ) Die in den Beschwerdepunkten enthaltenen
Einwände lassen sich wie folgt zusammenfassen.

a) Der relevante Produktmarkt

(12) Der Starterbatterieber&ch ist in zwei unterschied­
liche Produktmärkte zu unterteilen :

— den Erstausrüstungsmarkt (OE-Markt), der den
Absatz von Starterbatterien an die Automobil­
industrie zum Einbau in neue Kraftfahrzeuge
umschreibt,

— den Handelsmarkt, der den Absatz von Starter­
batterien an den Handel als Ersatzbatterien für
gebrauchte Kraftfahrzeuge betrifft.

( 13) Die Annahme zweier relevanter Produktmärkte
gründet sich nicht in erster Linie auf Unterschiede
in den Produkten selbst oder auf Unterschiede in
ihrer Funktion . Sie beruht vor allem auf der
Tatsache, daß die Wettbewerbsbedingungen im
Handelsmarkt sich erheblich von denen im
Erstausrüstungsmarkt unterscheiden, mit der Folge,
daß die Hersteller ihre wirtschaftlichen und unter­
nehmerischen Entscheidungen den unterschied­
lichen Anforderungen, die von den beiden Märkten
ausgehen, anpassen müssen.

(14) Grundsätzlich ist der OE-Markt durch seine beson­
dere Nachfrageseite, die Automobilindustrie,
gekennzeichnet, die der gesamten Nachfrage eine
besondere Prägung gibt. Belieferung des OE­
Marktes bedeutet insbesondere die gleichmäßige

III . DIE PARTEIEN

(7) Varta ist der größte deutsche Batteriehersteller
(Kraftfahrzeugbatterien, Industriebatterien, Haus­
haltsbatterien) und einer der größten Batterieher­
steller der EG. Mit Starterbatterien beliefert das
Unternehmen sowohl Kraftfahrzeughersteller als
auch Wiederverkäufer in allen Mitgliedstaaten .

(8) Bosch ist weltweit u. a . als Hersteller von Kraftfahr­
zeugzulieferteilen einschließlich Starterbatterien,
Telekom-Geräten und von Konsumgütern tätig.
Bisher bietet das Unternehmen Kraftfahrzeugbatte­
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Nachfrage einer beschränkten Anzahl von Batterie­
typen [Bosch : (< 40), Varta : (> 100)] durch eine
begrenzte Reihe von Nachfragern. Wie sich aus
Angaben, die die betroffenen Parteien in ihrer
Anmeldung gemacht haben, ergibt, verkauften
Varta [...]% (') und Bosch [...]% ihres jewei­
ligen Verkaufsvolumens an fünf Kunden des
Erstausrüstungsmarktes. Was die Beschaffenheit der
Produkte betrifft, so müssen Erstausrüstungsbatte­
rien besonderen Spezifikationen entsprechen, die
von den Autoherstellern verlangt werden (Bosch,
Varta, Schreiben vom 8. März 1991 , Seite 4). Sie
werden naß auf speziellen Paletten angeliefert
(Bosch : Schreiben vom 30. Oktober 1990, Seite 2).
Qualität und Standard einschließlich der
100 %igen Verläßlichkeit der Produkte werden von
den Autoherstellern vorgeschrieben und kontrol­
liert. Die Belieferung des Erstausrüstungsmarktes
geht regelmäßig einher mit einer FuE-Zusammen­
arbeit mit den Automobilherstellern für neue
Produkte, die die Lieferanten in die Lage versetzt,
mit den neuesten technischen Entwicklungen im
Markt Schritt zu halten . Weiterhin bedeutet die
Belieferung des OE-Marktes die Just-in-time-Belie­
ferung einer geringen Anzahl von Nachfragern .

(15) Demgegenüber unterliegt die Belieferung des
Handelsmarktes starken saisonalen Schwankungen
in der Nachfrage einer großen Zahl von Batterie­
typen (Bosch : > 200, Varta : < 300) durch eine
Vielzahl von verschiedenen Händlern, die von
Einkaufsorganisationen, Großhändlern, Kraftfahr­
zeugherstellern, Einzelhandelsketten bis zu Einzel­
händlern reichen. Was die Beschaffenheit der
Produkte angeht, so sind Ersatzbatterien, und zwar
auch die, die an Automobilhersteller verkauft
werden, generell gängigen Normen angepaßt, so
daß der gleiche Batterietyp für einige Kraftfahr­
zeuge verschiedener Hersteller verwendet werden
kann (Varta, Bosch : Schreiben vom 8 . März 1991 ,
Seite 4). Ersatzbatterien werden meist trocken gelie­
fert. Qualität und Standard werden von den
Kunden nicht überprüft (Varta, Bosch : Schreiben
vom 8 . März 1991 , Seite 5), und es besteht auch
keine Rückkoppelung oder Kooperation
hinsichtlich der F&E neuer Produkte. Die Beliefe­
rung der Handelsmärkte erfordert ein Vertriebs­
und Kundendienstnetz, da eine Anzahl von
Nachfragern die Belieferung der einzelnen
Verkaufsstellen und Kundendienste verlangen.

(16) Die Unterscheidung zwischen OE-Markt und
Handelsmarkt ist in der Branche gemeinhin üblich
(Bosch : Schreiben vom 30. Oktober 1990, Seite 2).
Sie ist im Grundsatz vom Europäischen
Gerichtshof für Lastkraftwagenreifen bestätigt
worden (vgl . EuGH, Industrie Michelin/Kommis­
sion (2)). Die Parteien, die im vorliegenden Fall eine
solche Unterscheidung für nicht gerechtfertigt
halten, haben gleichwohl in der Praxis eine klare

Unterscheidung zwischen den beiden Märkten
getroffen . In der Organisation des neuen Gemein­
schaftsunternehmens gibt es zwei getrennte
Geschäftsbereiche für den OE-Markt und den
Handelsvertrieb mit unterschiedlichen Geschäfts­
führern (Rahmenvertrag Punkt 3.1 ).

b) Der räumlich relevante Markt

(17) Es ist davon auszugehen, daß die Handelsmärkte
für Ersatzbatterien in Deutschland und Spanien
noch nationale Märkte sind. Ermittlungen haben
ergeben, daß in beiden Ländern hinreichend
homogene Wettbewerbsbedingungen bestehen, die
sich von denen in anderen Mitgliedstaaten deutlich
unterscheiden, um getrennte geographische Märkte
zu begründen.

(18) Zwei Gesichtspunkte weisen darauf hin :

— Die Marktanteile der Hersteller sind in jedem
Mitgliedstaat sehr unterschiedlich .

— Nach Auskünften der Parteien und ihrer Wett­
bewerber können die Hersteller in Deutschland
und Spanien für die gleichen Batterietypen
andere Preise als in den übrigen Mitgliedstaaten
erzielen .

(19) Diese Unterschiede, die trotz des Fehlens spezifi­
scher rechtlicher Barrieren fortbestehen, können
durch ein Bündel verschiedener Ursachen erklärt
werden, die in ihrer Gesamtheit deutlich unter­
schiedliche Wettbewerbsbedingungen in den
einzelnen Mitgliedstaaten begründen.

i) Art und Merkmale des Produkts

(20) In den verschiedenen Mitgliedstaaten werden
unterschiedliche Produktsortimente verkauft, die
die unterschiedlichen Anforderungen der Nachfra­
geseite widerspiegeln.

(21 ) Starterbatterien werden nach den spezifischen elek­
trotechnischen Erfordernissen der verschiedenen
Fahrzeugtypen hergestellt. Ungeachtet der
Tatsache, daß ein Ersatzbatterietyp für eine ganze
Reihe unterschiedlicher Fahrzeugtypen verwendet
werden kann, werden in der Gemeinschaft gegen­
wärtig mehr als 400 verschiedene Typen von
Ersatzbatterien hergestellt. Jeder Batterietyp unter­
scheidet sich dabei hinsichtlich Abmessung,
Leistung usw.

(22) Der Absatz der verschiedenen Batterietypen ist je
nach Mitgliedstaat unterschiedlich. Welche Batte­
rietypen in den einzelnen Mitgliedstaaten verkauft
werden, richtet sich nach dem unterschiedlichen
Kraftfahrzeugpark in den verschiedenen Mitglied­
staaten. CEAc und Magneti Marelli, die zusammen
mehr als 50 % Marktanteil in Deutschland,
Spanien, Frankreich und Italien besitzen, wurden
nach ihren zehn gängigsten Batterietypen (»Best­
seller") in jedem dieser Mitgliedstaaten, in denen
1990 rund 20 Millionen Batterien verkauft wurden,
befragt. Dabei ergab sich folgendes :

(') In der veröffentlichten Fassung dieser Entscheidung wurden
gemäß Artikel 17 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
4064/89 bezüglich der Wahrung von Geschäftsgeheimnissen
nachfolgend einige Angaben ausgelassen .

(2) Slg. 1983, S. 3461 .
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— die Gesamtzahl ihrer 10 Bestseller in den vier
Mitgliedstaaten beläuft sich auf 77 verschiedene
Typen ;

— 59 dieser Batterietypen gehören zu den Bestsel­
lern in einem Mitgliedstaat (Volumen : 2,3
Millionen) ;

— 11 Batterietypen gehören zu den Bestsellern in
zwei Mitgliedstaaten (Volumen : 1 Million) ;

— 3 Batterietypen gehören zu den Bestsellern in
drei Mitgliedstaaten (Volumen : 0,5 Millionen) ;

— 4 Batterietypen gehören zu den Bestsellern in
allen vier Mitgliedstaaten (Volumen : 2,3
Millionen).

(23) Bei der großen Typenvielfalt, die in der Gemein­
schaft angeboten wird, können Ersatzbatterien
nicht als homogene Erzeugnisse gelten. Die
verschiedenen Produktsortimente, die in den
verschiedenen Mitgliedstaaten verkauft werden,
begründen daher strukturelle Unterschiede in den
Wettbewerbsbedingungen.

(24) Änderungen in dieser Hinsicht sind in naher
Zukunft nicht zu erwarten . Das beruht insbeson­
dere darauf, daß ein Zusammenhang zwischen dem
nationalen Produktsortiment von Ersatzbatterien
und dem Kraftfahrzeugbestand in einem Land
besteht, dessen Zusammensetzung sich in den
letzten Jahren nicht wesentlich verändert hat.
Berücksichtigt man, daß die Lebensdauer einer
Batterie in einem neuen Kraftfahrzeug ungefähr
fünf Jahre beträgt, so würde auch eine starke
Angleichung des Kraftfahrzeugbestandes in der
nahen Zukunft nur eine sehr geringe Auswirkung
auf die Ersatzbatteriemärkte haben.

ii) Käuferpräferenzen

(25) Die Präferenzen der Käufer für Marken-Starterbat­
terien auf dem Handelsmarkt für Ersatzbatterien
sind in jedem Mitgliedstaat deutlich vorhanden und
lassen je nach bevorzugter Marke beträchtliche
Unterschiede erkennen.

(26) Auf dem italienischen Markt vertreiben alle großen
Hersteller ihre Batterien — von wenigen
Ausnahmen abgesehen — unter eigener Marke. In
Spanien und Deutschland läßt sich der Anteil der
Herstellermarke mit rund 80 % beziffern . In
Frankreich ist der Anteil der Herstellermarken seit
einigen Jahren infolge der zunehmenden Verbrei­
tung moderner Vertriebsformen rückläufig. Nach
Schätzungen von Fiat beträgt er gegenwärtig etwa
60 % des Gesamtabsatzes. Wegen der höheren
Preise für Herstellermarken ist grundsätzlich der
wertmäßige Anteil noch höher als der in Stück­
zahlen gemessene Anteil .

(27) Die Tatsache, daß Lieferanten in verschiedenen
Mitgliedstaaten verschiedene Marken verwenden,
kann anhand den von Bosch und Varta vorgelegten
Informationen gezeigt werden. In Deutschland

verkauft Bosch einen sehr erheblichen Anteil %
seiner mit Marken versehenen Produkte unter dem
Markenzeichen „Bosch", es verkauft jedoch in
Frankreich und Spanien einen sehr erheblichen
Anteil % bzw. einen erheblichen Anteil % dieser
Produkte unter dem Markenzeichen „FEMSA".
Varta verkauft in Spanien und Deutschland einen
sehr erheblichen Anteil % bzw. einen erheblichen
Anteil % seiner mit Marken versehenen Produkte
unter dem Markenzeichen »Varta", jedoch verkauft
es in Frankreich einen sehr erheblichen Anteil %
dieser Produkte unter dem Markenzeichen „Baro­
clem" (Varta, Bosch, 8 . März 1991 , Anlagen la, lb).

iii) Struktur der Nachfrageseite

(28) Ein wichtiger Faktor für unterschiedliche Wett­
bewerbsbedingungen ist die Struktur der Nachfra­
geseite. Es bestehen erhebliche Unterschiede in der
Aufteilung und Bedeutung der Vertriebswege in
den einzelnen Mitgliedstaaten.

(29) Dies wird sowohl von den anmeldenden Parteien
also auch von Wettbewerbern bestätigt und läßt
sich durch Ermittlungen belegen. Die Ergebnisse
dieser Ermittlungen zeigen z.B. :

— Der Anteil der Ersatzbatterien, die über das
eigene Vertriebsnetz der Batteriehersteller
verkauft werden, liegt in dem Mitgliedstaat
[ . . . ] und in dem Mitgliedstaat [ . . . ] bei über
20 %, und in dem Mitgliedstaat [ . . . ] und dem
Mitgliedstaat [ . . . ] bei unter 10 % .

— Ersatzbatterien, die über die Vertriebskanäle der
Kraftfahrzeughersteller, ihrer Händler oder
Importeure verkauft werden, erreichen 20 %
auf dem französischen, 15 % auf dem deut­
schen Markt, jedoch weniger als 10 % in
Spanien und weniger als 5 % auf dem italieni­
schen Markt.

— Der Vertriebskanal der unabhängigen Kfz­
Teilehändler ist in jedem Mitgliedsland der
wichtigste Absatzweg, aber sein Anteil am
gesamten Markt für Ersatzbatterien schwankt
von etwa 40 % in Frankreich zu über 80 % in
Italien . Auch innerhalb dieses Vertriebskanals
sind die Kundenstrukturen sehr unter­
schiedlich . In Italien und Spanien haben insbe­
sondere die Einzelhandelsstufe und, daran
anschließend, die Großhändler einen großen
Anteil, in Deutschland und Großbritannien
dominieren die Großhändler und in Frankreich
die Einkaufsorganisationen der Großhändler.

— Kaufhäuser und Supermärkte sind nur in
Frankreich von Bedeutung (über 20 % des
Marktes), jedoch nicht in Spanien, Deutschland
und Italien (unter 5 %).

— Mineralölgesellschaften haben einen kleinen
Anteil auf dem deutschen und französischen
Markt (ca. 5 %), sie sind jedoch in Spanien,
Italien und Großbritannien praktisch ohne
Bedeutung (unter 1 %).
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Der spanische Markt

Der Marktanteil des neuen Unternehmens würde
rund 44,5 % betragen .

Das Vorhandensein eines gleich starken Wett­
bewerbers, Tudor SA, könnte aus mehreren
Gründen zu einem bewußten Parallelverhalten
beider Wettbewerber führen .

Insbesondere fehlen andere bedeutende aktuelle
Wettbewerber, die in der Lage wären, einem
bewußten Parallelverhalten der Hauptwettbewerber
auf dem spanischen Markt entgegenzuwirken .

V. ÄNDERUNGEN NACH MITTEILUNG DER
BESCHWERDEPUNKTE

(33) Nach Mitteilung der Beschwerdepunkte fand eine
mündliche Anhörung statt. Die Kommission hat
danach, soweit der deutsche Markt betroffen ist,
ihre Einwendungen aufrechterhalten.

(34) Nach Mitteilung Nach der Beschwerdepunkte
haben sich die folgenden sachlichen Änderungen
ergeben :
— Fiat hat den französischen Batteriehersteller

CEAc übernommen, dessen Marktanteil in
Deutschland zwischen 2 % und 5 % beträgt.

— Der Fiat-Konzern hat eine Vereinbarung
getroffen, über CEAc den deutschen Batte­
riehersteller Sonnenschein zu erwerben .
Sonnenschein hält in Deutschland einen
Marktanteil zwischen 5 % und 10 % .

(30) Obgleich mit einer Konzentrationstendenz auf der
Nachfrageseite insbesondere in Deutschland und
Spanien zu rechnen ist, wo die modernen
Vertriebsformen noch keine so große Bedeutung
haben, dürften diese Entwicklungen in naher
Zukunft die Struktur der Vertriebswege in den
verschiedenen Mitgliedstaaten nicht grundlegend
verändern.

iv) Angebotsseite und Marktzutritts­
schranken

(31 ) Die Angebotskonzentration in den Mitgliedstaaten
unterscheidet sich erheblich . Je konzentrierter das
Angebot auf einem Markt ist, desto schwieriger ist
es für derzeitige oder potentielle Wettbewerber,
ihre Marktanteile zu erhöhen bzw. in den Markt
einzutreten. Ökonomische Marktzutrittsschranken
bestehen immer noch. Dies wird dadurch bestätigt,
daß ungeachtet der Tatsache, daß in der Europä­
ischen Gemeinschaft seit Jahren keine gesetzlichen
oder sonstigen Handelshemmnisse für Batterien
bestehen (mit Ausnahme von Zöllen, die in
Spanien bis zum 31 . Dezember 1992 erhoben
werden), die Marktpositionen der nationalen Markt­
führer nicht nennenswert geschwächt wurden und
ein signifikanter Marktzutritt in den fünf größten
Mitgliedstaaten zumeist nur dann möglich war,
wenn ein inländisches Unternehmen oder ein
vorhandener Produktionsbetrieb übernommen

wurde . Tudor hat zum Beispiel die deutsche Firma
Hagen erworben, nachdem es vorher ohne Erfolg
versucht hatte, allein auf dem deutschen Markt Fuß
zu fassen.

c) Marktbeherrschung

(32) Der geplante Zusammenschluß würde zugunsten
des neuen Unternehmens eine beherrschende Stel­
lung in Deutschland und Spanien begründen,
wodurch wirksamer Wettbewerb aus folgenden
Gründen erheblich behindert würde :

Der deutsche Markt

Der Marktanteil des neuen Unternehmens würde
44,3 % erreichen.

Der Abstand zum nächstfolgenden Wettbewerber
wäre erheblich (> 25 %).

Die nächstfolgenden Wettbewerber sind kleine und
mittlere Batteriehersteller.

Varta/Bosch würden im Vergleich zu ihren wichtig­
sten Wettbewerbern über eine überragende Finanz­
kraft verfügen.

Die neue Unternehmenseinheit verfügt im
Vergleich zu den nächstfolgenden Wettbewerbern
über höhere Produktionskapazitäten, und die
Produktionskapazitäten der nächstfolgenden Wett­
bewerber sind weitgehend ausgelastet.

Die anderen großen europäischen Hersteller haben
auf dem deutschen Markt nur geringe Marktanteile .

— Von Varta sind folgende Zusagen gegeben
worden :

Varta hat der Kommission mitgeteilt, daß sie
die kooperativen Beziehungen zur Deta/Mareg
Gruppe beenden wird. Innerhalb einer verein­
barten Frist wird Varta daher :

— seinen Lizenzvertrag mit der Deta/Mareg­
Gruppe kündigen und die Nutzungsrechte
der Gruppe an gewerblichen Schutzrechten
von Varta nicht verlängern . Neue Lizenzver­
träge über Starterbatterien werden nur nach
vorheriger Zustimmung der Kommission
beschlossen .

— Varta wird jegliche Überschneidung
zwischen Mitgliedern des Vorstandes und
des Aufsichtsrates von Varta auf der einen
Seite und der Deta/Mareg-Gruppe auf der
anderen Seite beenden.

VI. AUSWIRKUNGEN DER VERANDERTEN
SACHLAGE UND DER ZUSAGEN AUF DIE

BETROFFENEN MÄRKTE

(35) Die obenerwähnten Zusammenschlußvorhaben von
Fiat (CEAc und Sonnenschein) sowie Vartas
Zusagen verändern die Marktstruktur erheblich und
wirken sich, soweit es die Entstehung einer markt­
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beherrschenden Stellung betrifft, auf die Beurtei­
lung des Zusammenschlußvorhabens Varta/Bosch
aus. Sie beeinflussen jedoch nicht die Gesamtbeur­
teilung der Kommission über die Definition des
betroffenen Produktmarktes und der räumlich rele­
vanten Märkte.

(36) Der Beratende Ausschuß für die Kontrolle von
Unternehmenszusammenschlüssen hat am 17. Juli
1991 mehrheitlich erklärt, daß die tatsächlichen
Veränderungen nicht ausreichten, die in den
Beschwerdepunkten getroffene Beurteilung zu
ändern . Die Kommission hat bei ihrer Entschei­
dungsfindung die Stellungnahme des Beratenden
Ausschusses so weit wie möglich berücksichtigt.

1 . Betroffener Produktmarkt

(37) Hinsichtlich des betroffenen Produktmarktes haben
die Parteien behauptet, daß die Erstausrüstung mit
und der Ersatzbedarf für Starterbatterien zu einem
einheitlichen Produktmarkt gehören. Sie haben
jedoch vor der mündlichen Anhörung bestätigt,
daß technische und qualitative Unterschiede
zwischen den beiden Märkten bestehen. Sie haben
ihr neues Gemeinschaftsunternehmen organisato­
risch so gegliedert, daß die Geschäftsbereiche für
Erstausrüstung und Ersatzbatterien klar getrennt
sind. Aus den in den Beschwerdepunkten ausge­
führten Gründen und angesichts der Tatsache, daß
die Unterscheidung zwischen Erstausrüstungsmarkt
und Handelsmarkt mit Ersatzbatterien für Kraft­
fahrzeuge branchenüblich ist, hält die Kommission
ihre vorangegangene Beurteilung aufrecht.

2. Der räumlich relevante Markt

(38) Die Parteien haben weiter erklärt, daß der räumlich
relevante Markt für Ersatzbatterien für Kraftfahr­
zeuge der europäische Markt sei . Sie widersprechen
der Beurteilung der Kommission, daß in den
einzelnen Mitgliedstaaten unterschiedliche Wett­
bewerbsbedingungen bestehen. Insbesondere
greifen sie die folgenden, der Feststellung von
unterschiedlichen Wettbewerbsbedingungen
zugrunde gelegten Beurteilungskriterien an.

(39) a) Hinsichtlich der Art und Eigenschaft des
Produktes erklären die Parteien, daß Batterien
homogene Produkte seien und daß keine unter­
schiedlichen Produktsortimente in den
einzelnen Mitgliedstaaten angeboten würden.
Varta hat jedoch Angaben über ihre 20 meist
verkauften Batterietypen („Bestseller'') gemacht,
die sie in den fünf größten Mitgliedstaaten
(Deutschland, Spanien, Frankreich, Italien,
Großbritannien) verkauft. Eine Analyse dieser
Angaben zeigt, daß nur sehr wenige Batterie­
typen in mehr als einem Mitgliedstaat Bestseller
sind. Das Ergebnis sieht wie folgt aus :
— Die Anzahl der verschiedenen Batterietypen,
die in einem der fünf Mitgliedstaaten zu den

20 Bestsellern gehören, beläuft sich auf
insgesamt 77. Sie machen 69 % des

. gesamten Verkaufsvolumens ([...]
Millionen) in diesen Ländern aus,

— 62 dieser Typen gehören in einem der
Mitgliedstaaten zu den Bestsellern (Menge :
[ . . . ] Millionen),

— 8 dieser Typen gehören in zwei Mitglied­
staaten zu den Bestsellern (Menge : [ . . . ]
Millionen),

— 3 dieser Typen gehören in drei Mitglied­
staaten zu den Bestsellern (Menge : [ . . . ]
Millionen),

— 2 dieser Typen gehören in vier Mitglied­
staaten zu den Bestsellern (Menge : [ . . . ]
Millionen),

— 1 dieser Typen gehört in fünf Mitglied­
staaten zu den Bestsellern (Menge : [ . . . ]
Millionen).

(40) Darüber hinaus kann nicht, wie die Parteien
annehmen, erwartet werden, daß diese Unter­
schiede, die in den Produktsortimenten in den
verschiedenen Mitgliedstaaten bestehen, in
einem wesentlichen Umfang abnehmen werden,
weil sich in den letzten 20 Jahren der Anteil
importierter Fahrzeuge erhöht hat. Einerseits
können die Kraftfahrzeugimporte in die
einzelnen Mitgliedstaaten stark differieren. So
sind z . B. in Deutschland etwa ein Drittel aller
Importe japanische Autos, die in Frankreich und
Italien keine wesentliche Rolle spielen. Anderer­
seits kann nicht erwartet werden, daß in näherer
Zukunft eine starke Annäherung der verschie­
denen Produktsortimente stattfinden wird.

(41 ) b) Was die Beurteilung bestehender Käuferpräfe­
renzen und insbesondere die Bedeutung von
Marken auf dem deutschen Markt anbetrifft, so
stimmen die Schätzungen der Kommission (ca.
80 %) und der Parteien (78,8 %) zum Anteil der
Herstellermarken auf dem Markt überein. Auf
der anderen Seite haben sie erklärt, in Deutsch­
land einen sehr erheblichen Anteil % (Bosch)
und einen sehr erheblichen Anteil % (Varta,
einschließlich Doppelmarken) ihrer Batterien
unter ihren eigenen Marken zu verkaufen (Varta,

v Bosch : Schreiben vom 8. März 1991 , Anlagen
la, lb).

(42) c) Hinsichtlich der Angebotsstruktur behaupten
die Parteien, daß die Kommission die Einfuhren
auf den deutschen Markt nicht ausreichend
berücksichtigt habe. Für den deutschen Markt
hat die Kommission die wertmäßigen Importe,
die seit 1975 angestiegen sind und in den
letzten Jahren stagnieren, auf ca. 15 %, die
Parteien auf 1 6,4 % geschätzt. Dieser Unter­
schied kann nicht als so wesentlich angesehen
werden, um die allgemeine Beurteilung zu
ändern .
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(43) d) Die Parteien erklärten ferner, daß die Kommi­
sion ihre Analyse auf das mengenmäßige
Importvolumen hätte stützen sollen.
Hinsichtlich der Frage, ob die Beurteilung auf
Werte oder Mengen zu stützen ist, sieht die
Kommission insbesondere in diesem Fall nur
die wertmäßigen Zahlen als verläßlich an.
Erstens bestehen hinsichtlich der mengenmä­
ßigen Importe große Unsicherheiten : Die
amtlichen Einfuhrstatistiken sind in Gewicht
und nicht in Stück berechnet, was zusätzliche
Schätzungen erforderlich macht, und sie
schließen konzerninterne Importe (z. B. Vartas
konzerninterner Austausch von Starterbatterien
innerhalb der EG beträgt [ . . .] Batterien) und
Verkäufe an Wettbewerber (mehr als [ . . .] Batte­
rien) ein. Zweitens spiegeln mengenmäßige
Importe die qualitative Bedeutung aus wett­
bewerblicher Sicht nicht wider. Mengenmäßige
Zahlenangaben gewichten nicht die verschie­
denen Batterietypen, z. B. Batterien für Motor­
räder und Lkw. Es wird daher als gerechtfertigt
und notwendig angesehen, die Beurteilung auf
wertmäßige Importe zu stützen, da sie die
Bewertung des betroffenen Erzeugnisses durch
den Markt widerspiegeln und alle wettbewerbs­
beeinflussenden Faktoren mitberücksichtigen .

3. Marktbeherrschung

(44) Die oben dargestellten faktischen Änderungen
haben hingegen Einfluß auf die rechtliche Beurtei­
lung, ob durch den Zusammenschluß für die neue
Unternehmenseinheit auf dem deutschen Markt
eine marktbeherrschende Stellung entstehen wird.

a) Unternehmenskäufe von Fiat
(45) Der Erwerb von CEAc und Sonnenschein durch

Fiat/Magneti Marelli verändert die strukturellen
Wettbewerbsbedingungen in mehrfacher Hinsicht.

(46) Durch den Erwerb von CEAc und Sonnenschein
wird der Marktanteil von Fiat in Deutschland von
1 % auf über 10 % steigen.

(47) Wichtiger als der reine Marktanteilzuwachs ist die
starke materielle Veränderung des wettbewerb­
lichen Potentials, die mit diesem Zuwachs
verbunden ist.

(48) Vor dem Erwerb der beiden Unternehmen war das
Marktpotential von Fiat/Magneti Marelli als auch
von CEAc weitgehend eingeschränkt, obwohl beide
Unternehmen über eine hohe Finanzkraft verfügen
und Fiat zusätzlich über freie Kapazitäten . Der
Grund für dieses eingeschränkte Marktpotential lag
darin, daß Fiat und CEAc keine faktische Präsenz
auf dem deutschen Markt hatten. Insbesondere
verfügten sie nicht über eine bekannte deutsche
Marke, und es stand ihnen nur ein marginales
Vertriebsnetz zur Verfügung. Fiat und CEAc waren
daher als eine Art Nischenanbieter zu betrachten,
z. B. für Großhändler, die sich auf den Vertrieb
französischer oder italienischer Autoteile speziali­
siert hatten. In dieser Hinsicht konnten sie nicht

als echte Alternativen zu anderen Anbietern, wie
Varta, Bosch, Deta/Mareg, Hoppecke, Tudor/Hagen
oder Sonnenschein angesehen werden, die
bekannte Marken anbieten und über Vertriebsnetze
verfügen .

(49) Vor dem Zusammenschluß war das Marktpotential
von Sonnenschein sogar schwächer, als dies durch
seinen Marktanteil zum Ausdruck kommt, weil es
erheblichen finanziellen Schwierigkeiten und
ökologischen Problemen ausgesetzt war. Es bestand
die Absicht, die Produktionskapazitäten trotz beste­
hender voller Auslastung zu reduzieren.

(50) Der Zusammenschluß von Fiat, CEAc und
Sonnenschein wird erhebliche Synergie-Effekte
hervorrufen, die Anlaß zu der Erwartung geben,
daß das wettbewerbliche Potential der neuen
Unternehmenseinheit bedeutender sein wird als
dies durch den aufgrund des Zusammenschlusses
erreichten Marktanteil zum Ausdruck kommt.
Insbesondere Fiat wird in der Lage sein, seine
Wettbewerbsnachteile auszugleichen. Es wird zu
einer bekannten deutschen Marke und zu allen
Vertriebskanälen Zugang erhalten. Durch diesen
verbesserten Marktzugang werden Fiats Finanzkraft
und seine freien Kapazitäten erstmals auf dem
deutschen Markt wirksam werden können.
Aufgrund der Zusammenschlüsse Fiat/CEAc/
Sonnenschein wird ein starker Wettbewerber
entstehen, dessen Wettbewerbspotential deutlich
höher sein wird als das Wettbewerbspotential, über
das jedes der beteiligten Unternehmen vor dem
Zusammenschluß verfügt hat.

b) Auflösung der kooperativen Verbindungen zu
Deta/Mareg

(51 ) Die Auflösung der kooperativen Verflechtungen
zwischen Varta auf der einen Seite und Deta/Mareg
auf der anderen Seite wird das wettbewerbliche
Verhältnis zwischen beiden Gruppen in dem Sinne
beeinflussen, daß Deta/Mareg als ein unabhängiger
Anbieter auf dem deutschen Markt auftreten und
dadurch in wirksamen Wettbewerb mit der neuen
Unternehmenseinheit Varta/Bosch treten kann.

(52) Vor 1977 gehörte Deta/Mareg, wie Varta, zur
Herbert-Quandt-Gruppe. Diese Unternehmens­
gruppe wurde aufgespalten, wodurch Varta einer­
seits und Deta/Mareg andererseits getrennt wurden
und nunmehr von unterschiedlichen Mitgliedern
der Quandt-Familie kontrolliert werden . Aufgrund
der Informationen, die der Kommission zugänglich
waren, sind die beiden neuen Gruppen weder
durch gegenseitige Anteilsverflechtung noch durch
andere Mittel verbunden, die eine rechtlich rele­
vante Beziehung zwischen ihnen begründen würde.

(53) Trotzdem sind zwei tatsächliche Elemente zu
beachten, die die wettbewerbliche Beziehung
zwischen den beiden Gruppen beeinflussen.
Erstens gibt es Überschneidungen bei den Mitglie­
dern der Aufsichtsräte der beiden Gruppen. Zwei­
tens haben Varta und Deta/Mareg einen sich auto­
matisch verlängernden Lizenzvertrag geschlossen,
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dessen Umfang weit über die Lizenzverträge hin­
ausgeht, die üblicherweise zwischen den verschie­
denen Produzenten dieser Branche bestehen. Die
Vereinbarung bezieht sich nicht, wie dies regel­
mäßig der Fall ist, auf spezielle technische Anwen­
dungen oder Bereiche. Sie beinhaltet im Gegenteil
eine umfassende Kooperationsverpflichtung, die
den gegenseitigen Austausch von Know-how über
den Produktionsprozeß und die Produktentwick­
lung, die gegenseitige Nutzung von Patenten und
anderen Schutzrechten, den Austausch von FuE
und die technische Unterstützung durch Austausch
von Experten für die Produktionsanlagen umfaßt.
Die Vereinbarung selbst erwähnt den Einfluß, den
Varta auf Deta und Mareg hat.

(54) Aufgrund dieser umfassenden technischen Koope­
ration und der personellen Verflechtungen in den
Aufsichtsräten war und konnte eine Beziehung
gegenseitiger Rücksicht aufrechterhalten werden,
die einen echten Wettbewerb zwischen den beiden
Gesellschaften auf den Märkten ausschloß .

(55) Es ist davon auszugehen, daß die Auflösung dieser
umfassenden Vereinbarung zwischen Varta und
Deta/Mareg zum Abbruch der kooperativen Bezie­
hungen zwischen den beiden Gruppen führen wird.
Sie eröffnet Deta/Mareg den Weg, ein unabhän­
giger Hersteller auf diesem Markt zu werden.

(56) Aufgrund der Komplexität des Lizenzvertrages
kann diese faktische Veränderung nicht durch eine
sofortige Auflösung herbeigeführt werden , sondern
es ist eine bestimmte Ubergangsperiode in
Rechnung zu stellen, in der sich die betroffenen
Unternehmen auf die zukünftige Beendigung der
Kooperation einstellen können. Insoweit hat die
vorgesehene Auflösung eine sofortige Wirkung auf
die Strategien und das Wettbewerbskonzept der
Unternehmen.

c) Auswirkungen auf den Wettbewerb

(57) Beide faktischen Änderungen, der Zuwachs des
Marktpotentials von Fiat auf dem deutschen Markt
und die Auflösung der kooperativen Beziehung
zwischen Varta und Deta/Mareg, geben Anlaß zu
der Erwartung, daß nach dem Zusammenschluß
Varta/Bosch nicht über einen beträchtlichen, von
Wettbewerbern unkontrollierten Handlungsspiel­
raum verfügen werden .

(58) In den Beschwerdepunkten wurde die Entstehung
einer möglichen beherrschenden Stellung der
neuen Unternehmenseinheit auf dem deutschen
Markt aus einer Gesamtbetrachtung einer Reihe
struktureller Faktoren abgeleitet, die in erster Linie
für eine starke Marktstellung der Unternehmen
sprachen. Neben dem Marktanteil von 44 % und
dem Marktanteilsabstand von ca. > 25 % zum
nächstfolgenden Wettbewerber war insbesondere
berücksichtigt worden, daß die nach Marktanteilen
nächstwichtigsten Wettbewerber der neuen Unter­
nehmenseinheit kleine und mittlere Unternehmen
mit weit geringerer Finanzkraft und geringerer
Produktionskapazität waren. Darüber hinaus wurde

der stärkste dieser Wettbewerber, Deta/Mareg, mit
einem Marktanteil von mehr als 10 %, wegen
seiner umfassenden kooperativen Beziehungen zu
Varta nicht als ein im Verhältnis zu Varta/Bosch
unabhängiger Wettbewerber angesehen. Es wurde
weiterhin berücksichtigt, daß die großen europä­
ischen Wettbewerber Fiat und CEAc, die nur
marginal in Deutschland präsent waren, wahr­
scheinlich keine große Bedeutung gewinnen
würden, und zwar deshalb, weil sie in Deutschland
faktisch nicht präsent waren. Diese strukturellen
Bedingungen werden sich ändern, sobald die fakti­
schen Änderungen wirksam werden.

(59) Obwohl der Marktanteil von Varta/Bosch ebenso
wie der Abstand zum nächsten Wettbewerber groß
bleiben wird, wird sich die neue Unternehmensein­
heit in Zukunft im wesentlichen aus zwei Gründen
einem veränderten wettbewerblichen Umfeld
gegenübersehen.

(60) Fiat wird nicht nur der nach Marktanteilen zweit­
stärkste Wettbewerber (über 10 %) sein . Er wird
darüber hinaus in Zukunft über eine Reihe von
Wettbewerbsparametern verfügen, die in der
Vergangenheit nur den nationalen Herstellern wie
Varta, Bosch, Hoppecke, Deta/Mareg und Tudor/
Hagen zugänglich waren . Insbesondere wird Fiat in
der Lage sein, eine gut eingeführte deutsche Marke
auf einem nachgelagerten Markt anzubieten, der
noch durch Markenpräferenzen gekennzeichnet ist.
Fiat wird über das Sonnenschein Vertriebsnetz eine
faktische Präsenz auf dem deutschen Markt haben,
die die Möglichkeit eröffnet, kurzfristig und flexibel
auf die Nachfrage der Kunden zu reagieren . Es
kann seinen Zugang zu den Absatzmärkten erwei­
tern, indem es die traditionellen Zulieferbezie­
hungen von Sonnenschein nutzt. Hieraus folgt, daß
sich der mögliche Handlungsspielraum von Fiat
auf dem Markt wesentlich in dem Sinne erweitert,
daß wettbewerbliche Schritte in alle anderen Markt­
segmente möglich werden .

(61 ) Dieser durch Sonnenschein verbesserte Zugang zu
dem Markt wird Fiat/CEAc nunmehr ermöglichen,
in einem bedeutenden Umfang seine Finanzkraft
und seine freien Kapazitäten auch auf dem deut­
schen Markt z;u nutzen, was es vorher aufgrund
seines begrenzten Kundenkreises nicht konnte.

(62) Der hohe Marktanteil von Varta/Bosch hatte
zusammen mit den obengenannten Strukturfak­
toren zuvor die Möglichkeit der Entstehung einer
marktbeherrschenden Stellung gestützt. Jedoch
begünstigen nach den faktischen Veränderungen
diese Strukturfaktoren nun den zweitwichtigsten
Wettbewerber von Varta/Bosch . Es ist daher nun
zumindest zweifelhaft, ob ein Marktanteil von
44 % und der gegenwärtige Abstand zum nächst­
folgenden Wettbewerber ausreichend sind, um eine
marktbeherrschende Stellung zu belegen.

(63) Schließlich wird Deta/Mareg in Zukunft auf dem
deutschen Markt ein unabhängiger Marktteil­
nehmer werden . Aufgrund der oben beschriebenen
Komplexität des Lizenzvertrages werden der Been­
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a) Varta beendet den Lizenzvertrag mit Deta/Mareg zum
erstmöglichen Kündigungstermin. Der Vertrag sieht
eine Kündigung zum 31 . Dezember 1993 vor. Mit
Wirksamwerden der Kündigung wird jegliche Überlas­
sung von Schutzrechten beendet.
Neue Lizenzverträge über Starterbatterien werden nur
nach vorheriger Zustimmung der Kommission
geschlossen.

b) Varta gewährleistet, daß nicht dieselben Personen in
den Organen (Vorstand, Aufsichtsrat) von Deta/Mareg
und Varta vertreten sein werden.

Diese Verpflichtung tritt mit der nächsten Bestellung
des Aufsichtsrates von Varta im Sommer 1993 in Kraft.

c) Im Sinne dieses Artikels bedeutet :

digung der Kooperation sowie den Überschnei­
dungen in den Aufsichtsräten erhebliche Bedeu­
tung beigemessen . Die Tatsache, daß die Verbin­
dungen erst nach einer gewissen Zeitspanne
beendet werden, steht dieser Beurteilung nicht
entgegen . Es wird der Deta/Mareg-Gruppe ermög­
lichen, ihre unternehmerischen Strategien der
neuen Situation anzupassen und dadurch ihre
Entwicklung zum unabhängigen Marktteilnehmer
fördern . Darüber hinaus ist zu erwarten, daß dieser
Auflösungsprozeß schon in naher Zukunft einge­
leitet wird, um der notwendigen Anpassung an die
Zeit nach der Kooperation Rechnung zu tragen.
Dies könnte durch die besondere Dynamik
beschleunigt werden, die aufgrund der Integration
der neuen fünf Länder in die deutsche Volkswirt­
schaft zu erwarten ist.

4. Ergebnis

(64) Alle diese Umstände führen dazu, daß die
Kommission den Zusammenschluß von Varta/
Bosch als mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar
betrachtet —

i) Varta : Varta AG, Varta Batterie AG und jede andere
von der Varta-Gruppe kontrollierte Gesellschaft ;

ii) Deta/Mareg : Delton AG, CEAG Industrie-Aktien
und Anlagen AG, Deta Akkumulatorenwerke
GmbH, Mareg Akkumulatoren GmbH und jede von
der Delton/CEAG/Deta/Mareg-Unternehmens­
gruppe kontrollierte Gesellschaft.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist gerichtet an :
Varta Batterie AG,
Am Leineufer 51 ,
D-3000 Hannover 21 ;

Robert Bosch GmbH,
D-7000 Stuttgart 10.

Brüssel, den 31 . Juli 1991

Für die Kommission

Leon BRITTAN

Vizepräsident

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Das von der Varta Batterie AG und der Robert Bosch
GmbH angemeldete Zusammenschlußvorhaben wird
vorbehaltlich der in Artikel 2 genannten Auflagen als mit
dem Gemeinsamen Markt vereinbar erklärt.

Artikel 2

Um die Unabhängigkeit zwischen Deta/Mareg und Varta/
Bosch sicherzustellen, ist diese Entscheidung mit
folgenden Auflagen verbunden :
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